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Siebente Sitzung .

Siebente öffentliche Sitzung .

Karlsruhe , Freitag , den 23 . Juni 1933 ,

nachmittags ½5 Uhr .

Präſident Dr . Umhauer :

Die unterbrochene Tagung wird fortgeſetzt .

Bericht des Finanzausſchuſſes

über den

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes ,

vorläufige kirchliche Geſetze betr . , Ziff . 1,3,5,6 und7

( Kürzung der Gehaltsbezüge ) .

Berichterſtatter Abgeordneter Adolph :

Hohe Synode ! Nachdem die Landesſynode in

ihrer Tagung im April 1932 die Einführung des

Kirchgeldes abgelehnt hatte , mußten zur Sicherung

einer geordneten Finanzwirtſchaft andere Maß⸗

nahmen ergriffen werden . Dieſe Maßnahmen konnten

nur in der Weiſe durchgeführt werden , daß Ein⸗

ſparungen auf dem Gebiete der perſonellen Aus⸗

gaben gemacht wurden . Erleichtert wurden der

Kirchenregierung die Maßnahmen dadurch , daß die

Mitglieder des Oberkirchenrats und die Geiſtlichen

ſich freiwillig bereit erklärten , auf weitere 10 . v. H.

ihres Einkommens zu verzichten .

In Verfolg davon hat nun die Kirchenregierung

durch das vorläufige Geſetz vom 13 . Mai 1932 die

Bezüge des Kirchenpräſidenten an Grundgehalt ,
Wohnungsgeld und Aufwendungsgeld , die Bezüge
des Prälaten und des Stellvertreters des Präſiden⸗
ten an Grundgehalt und Wohnungsgeld um 10 v. H. ,
die Bezüge der übrigen Mitglieder des Oberkirchen⸗
rats an Grundgehalt und Wohnungsgeld um 5 v. H.
gekürzt . In gleicher Weiſe wurden die Bezüge an

Grundgehalt und Stellenzulage der planmäßigen im

Dienſt befindlichen Geiſtlichen und die Bezüge der

im Ruheſtand befindlichen Geiſtlichen um 5 v. H.

vom 1. Juni 1932 an gekürzt . Hierdurch wurden alſo

die Bezüge der Genannten um 5 v. H. mehr gelürzt

als die der Beamten des Reichs und des Landes .

Schon im Auguſt 1932 zeigte es ſich, daß dieſe

Maßnahme zur Sicherung einer geordneten Finanz⸗

wirtſchaft nicht genügte . Es wurden deshalb die Be⸗

züge aus Grundgehalt und Stellenzulage des Kirchen⸗

präſidenten und der Mitglieder des Oberkirchenrats

ſowie die Bezüge der planmäßigen und unſtändigen

Geiſtlichen und die Bezüge der im Ruheſtand befind⸗
lichen Geiſtlichen und der Hinterbliebenen von Geift

lichen durch vorläufiges Geſetz vom 22 . Juli 1932

mit Wirkung vom 1. September 1932 an nochmals
um 5 v. H. gekürzt , ſo daß jetzt eine um 10 v. .

höhere Kürzung als bei den Beamten des Reichs und

des Landes eingetreten iſt .

Beide vorläufigen Geſetze waren befriſtet bis

31 . März 1933 . Nachdem ſich aber im März 1935

gezeigt hatte , daß eine geordnete Finanzwirtſchaf
die Aufrechterhaltung der außergewöhnlichen Kül⸗

zungen verlangte , wurden durch vorläufiges Geſeh

vom 10 . März 1933 die vorerwähnten beiden Geſehe

bis zum 31 . März 1934 verlängert .

Durch dieſen Teil meiner Berichterſtattung ſind
die in der Anlage III der Vorlage des Erweiterten

Oberkirchenrats an die Landesſynode unter 1 ,5
und 7 aufgeführten Geſetze erledigt ; es bleiben nur

noch die unter 3 und 6 angeführten vorläufigen lirch⸗

lichen Geſetze übrig .

Das unter 3 aufgeführte vorläufige kirchliche Ge⸗

ſetz regelt die Bezüge der im Ruheſtand befindlichen
Geiſtlichen und der Hinterbliebenen von Geiſtlichen

im Sinne der von Reich und Land erlaſſenen Geſete⸗
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Siebente Sitzung . 41

Das unter 6 der Anlage III genannte vorläufige regierung durch Erlaß zweier vorläufiger kirchlicher
kirchliche Geſetz bedeutet einen Eingriff in die Be⸗

züge der unſtändigen Geiſtlichen in der Weiſe , daß
dieſe im erſten Dienſtjahre lediglich einen Unterhalts⸗
zuſchuß von 1320 N . mit Wirkung vom 1. Oktober

1932 an erhalten , während ſie vorher gleich in die

erſte Stufe der Eingangsgruppe einrückten . Dabei

iſt zu beachten , daß der Betrag von 1320 N. /l auch
noch der Kürzung unterliegt , ſo daß unſere Vikare

heute im erſten Dienſtjahre ein reines Einkommen

von etwa 90 Na . monatlich aus der Kirchenkaſſe
beziehen .

Wir dürfen auch an dieſer Stelle unſerer Freude
darüber Ausdruck geben , daß die Mitglieder des

Oberkirchenrats und unſere Geiſtlichen dieſes Opfer
freiwillig auf ſich genommen haben und dadurch die

Hinausſchiebung der Einführung des Kirchgeldes
ermöglichten .

Der Haushaltsausſchuß beantragt ,
den erwähnten vorläufigen kirchlichen Geſetzen die

Zuſtimmung zu erteilen .

Die Abſtimmung wird auf Vorſchlag des

Präſidenten zurückgeſtellt , bis die Synode auch über

die anderen in dieſem Artikel des kirchlichen Geſetzes
zuſammengefaßten vorläufigen Geſetze beraten hat .

Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes

über den

Entwurf des gleichen Geſetzes ,

Ziffer 2 und 10 ( die Abänderung der Kirchen⸗

verfaſſung betr . ) .

Berichterſtatter Abgeordneter Vogelmann :

Hohe Synode ! Im Zeichen des immer dringen⸗
der werdenden Umbaues der Kirchenverfaſſung war es
ein Gebot der Stunde , gewiſſermaßen als vorberei⸗
tende Maßnahmen eine Reihe demokratiſch⸗parlamen⸗
tariſcher Bremsklötze auf dem Weg zu einer autori⸗
tären Kirchenführung hinwegzuräumen . In weiſer

Geſetze zur Anderung der Kirchenverfaſſung .

Das erſte dieſer vorläufigen Geſetze , das jetzt zur
Debatte ſteht , betrifft den S 33 Abſatz 2 Ziffer 11

KV , der als eine der vielen Obliegenheiten des

Kirchengemeinderats die Aufſtellung und Fortfüh⸗

rung der Wählerliſte bezeichnet . Die bisherige Ver⸗

faſſung räumte dem Wahlberechtigten in Wahrung
ſeiner Rechte die Beſchwerde an den Kirchen⸗

gemeindeausſchuß ein . Durch dieſe Beſtimmung ent⸗

ſtand zum mindeſten eine Unklarheit über die Befug⸗
niſſe der kirchlichen Körperſchaften — um nicht zu

ſagen : eine Art Überordnung des Kirchengemeinde⸗

ausſchuſſes über den Kirchengemeinderat in Form
einer Kontrollinſtanz nicht nur in finanztechniſchen ,
ſondern auch in verwaltungsrechtlichen Dingen . Da⸗

durch wurde allen Ernſtes die Gefahr einer Sabo⸗

tierung jeglicher Verwaltungsarbeit des Kirchen⸗

gemeinderats heraufbeſchworen . Im kirchlichen In⸗

tereſſe war es daher unabweisliche Pflicht , hier Ab⸗

hilfe zu ſchaffen . Die beſtehende Unklarheit mußte

beſeitigt , der drohenden Gefahr gewehrt , das Anſehen
des Kirchengemeinderats geſtärkt werden , der Zuſatz
über das Beſchwerderecht an den Kirchengemeinde⸗

ausſchuß mußte fallen .

Dieſer kirchlichen Notwendigkeit wurde durch das

vor einem Jahre von der Kirchenregierung ver⸗

kündigte vorläufige kirchliche Geſetz in der Form
Rechnung getragen , daß der Zuſatz „vorbehaltlich der

Beſchwerde an den Kirchengemeindeausſchuß “ in der

Kirchenverfaſſung geſtrichen wurde .

Der Verfaſſungsausſchuß machte ſich die von dem

Kirchenregierungsvertreter zur Begründung der

Geſetzesänderung vorgebrachten Erklärungen zu

eigen und nahm das vorläufige kirchliche Geſetz vom

8. Juni 1932 ( VBl . S . 65 ) ohne Ausſprache in

dreifacher Leſung einſtimmig an .

Im Zuſammenhang mit dieſer Verfaſſungsände⸗

rung war eine weitere Anderung der entſprechenden

kirchenverfaſſungsrechtlichen Beſtimmungen erforder⸗

lich , und zwar des § 84 Ziffer 4, in welcher als eine

beſondere Aufgabe des Bezirkskirchenrats die Er⸗

Vorausſicht leiſtete dieſe Vorarbeiten die Kirchen⸗ ledigung der an ihn ergangenen Beſchwerden genannt
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wird . In Frage kommen in dieſem Zuſammenhang
vor allem die Beſchwerden über einen etwa erfolgten

Ausſchluß vom Stimmrecht oder die Nichtaufnahme

in die Wählerliſte , wie ſie S 33 Abſatz 2 Ziffer 5
und 11 KWövorſieht . Die bisherige Kirchenverfaſſung

ließ die Möglichkeit des Beſchwerdewegs bis hinauf
zu den höchſten kirchlichen Inſtanzen zu . Wäre nun

dieſes Rekursrecht in der alten Form auch weiterhin

dem Beſchwerdeführer eingeräumt worden , ſo wäre
die Kirche Gefahr gelaufen , daß bis zur endgültigen

Erledigung der Beſchwerde die von der Kirchen -

regierung feſtgeſetzte Wahlhandlung hätte unmöglich

gemacht werden können . Da die Wahlen zur Landes⸗

ſynode auf Mitte Juli und die der örtlichen kirchlichen

Körperſchaften auf ſpäteſtens Mitte Oktober gelegt

waren und die Aufſtellung und Auflegung der

Wählerliſten im Juni erfolgen mußte , war es unum⸗

gänglich notwendig , in Sachen der Beſchwerdefüh⸗

rung über die Aufnahme in die Wählerliſte und den

Ausſchluß vom Stimmrecht im Intereſſe einer geord⸗
neten Durchführung der Wahlen zum feſtgeſetzten
Termin gründliche Abhilfe zu ſchaffen . Es geſchah
in der Weiſe , daß die Kirchenregierung beſchloß , den

langen , zeitraubenden Beſchwerdeweg gründlich zu

kürzen und die durch den Bezirkskirchenrat ergangene

Entſcheidung über etwa erfolgte Beſchwerden für
endgültig zu erklären . Dementſprechend mußte in

§ 84 Ziffer 4 KVenach dem Satz „ Erledigung der an

ihn ergangenen Beſchwerden “ der Strichpunkt in ein

Komma verwandelt werden und es mußten ſich daran

als Zuſatz anſchließen die Worte : „insbeſondere die

Entſcheidung über die Beſchwerden gegen die Be⸗

ſchlüſſe des Kirchengemeinderats gemäß § 33 Abſatz 2

Ziffer 5 und 11 dieſer Verfaſſung . Dieſe Entſchei⸗
dung kann durch eine weitere Beſchwerde nicht an⸗

gefochten werden . “

Der Verfaſſungsausſchuß konnte ſich der Not⸗

wendigkeit dieſer Verfaſſungsänderung nicht ver⸗

ſchließen und nahm in erſter , zweiter und dritter

Leſung das vorläufige kirchliche Geſetz , die Abände⸗

rung der Kirchenverfaſſung betr . , vom 8. Juni 1932

( VBl . S . 65 ) , ohne weitere Wortmeldungen ein⸗

ſtimmig an .

Siebente Sitzung .

Im Verfolg dieſes Beſchluſſes ſtellt der Aus⸗

ſchuß folgenden Antrag ( Nr . 12 ) :

„ Hohe Synode wolle dem vorläufigen kirch⸗

lichen Geſetz , die Abänderung der Kirchenverfaſ⸗

ſung betr . , vom 8. Juni 1932 , VBl . S . 65 , die

Genehmigung erteilen . “

Keine Wortmeldung .

Zu Ziffer 10 des Geſetzes :

Der in Angriff genommene Umbau der Kirchen⸗

verfaſſung und das im Zuſammenhang damit zu

erwartende Pfarrbeſetzungsgeſetz bringt , wie dem

Hohen Haus wohl bekannt iſt , die Abſchaffung der

Pfarrwahlen . Folgerichtig mußte nun auch § 65 KB,

der ſich mit der Frage der durch die Kirchenregierung

zu beſetzenden Pfarreien befaßt , eine ſinngemäße Um⸗

geſtaltung erfahren . In dem Abſatz 2 des genannten

§ 65 war in der alten Verfaſſung eine echt demo⸗

kratiſch - parlamentariſche Klauſel vorgeſehen , nach
welcher eine Pfarrei nur mit Zuſtimmung der zur

Pfarrwahl berechtigten Körperſchaft zweimal nach⸗

einander nach Abſatz 1 durch die Kirchenregierung

beſetzt werden durfte . Dieſer Abſatz 2 iſt nun durch

die Neuordnung der Pfarrbeſetzung ſinnlos geworden
und muß geſtrichen werden . Im weiteren Verfolg

dieſer Neuordnung mußte auch die Ziffer 1 in der

Klammer des erſten Abſatzes des S 65 in Wegfall
kommen .

Der Verfaſſungsausſchuß hieß ohne jede weitere

Debatte die in dem vorläufigen kirchlichen Geſetz feſt

gelegte Anderung des §S 65 KV gut und genehmigte
ſie einſtimmig in dreifacher Leſung . Demgemäß ſtellt
der Verfaſſungsausſchuß folgenden An⸗

trag ( Nr . 13 ) :

„ Hohe Synode wolle dem vorläufigen kirch⸗

lichen Geſetz , die Abänderung der Kirchenverfaf—
ſung betr . , vom 19 . Mai 1933 , VBl . S . 65, die

Genehmigung erteilen . “

Keine Wortmeldung.



Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes

über den

Entwurf des gleichen Geſetzes ,

Siebente Sitzung .

Ziffer 4, 8 und 9 ( Errichtung von evangeliſchen

Kirchengemeinden

Pfullendorf , Buchen und Walldürn ) .

Berichterſtatter Abgeordneter Rößger :

Die Begründung des Geſetzes von ſeiten der

Kirchenbehörde im Verfaſſungsausſchuß iſt in bezug
auf alle drei Pfarreien ziemlich einheitlich .

1. Muggenſturm im Amt Raſtatt hat nach
der Volkszählung von 1925 97, zuſammen mit

Oberweier 102 evangeliſche Seelen und wurde 1920

zum erſten Mal von Raſtatt aus gottesdienſtlich be⸗

dient . 1927 wurde zum erſten Mal beantragt , einen

Gottesdienſtraum zu erſtellen und die Errichtung
einer Kirchengemeinde zu fordern . Der Oberkirchen⸗
rat hat von letzterem Abſtand genommen , weil die

zahlenmäßige Weiterentwicklung der Diaſpora⸗

in Muggenſturm , der Frage unterblieb allerdings infolge eines Per⸗

gemeinde unſicher erſchien . Inzwiſchen hat ſich die

Gemeinde möglich geweſen wäre , durch freiwillige
Gaben ihre Schulden zu decken . 1931 wurde von der

Gemeindeverſammlung erneut beſchloſſen , den An⸗

trag von 1927 zu wiederholen . Im Jahre 1932 hat
das Staatsminiſterium dem Antrag des Oberkirchen⸗
rats , die Gemeinde Muggenſturm ſamt Oberweier zur

Kirchengemeinde zu erheben , Raum gegeben . Sie

erhielt damit das Recht , Kirchenſteuer zu erheben .
Nach der Ausführung unſerer Vorlage ſoll die Ge⸗

meinde Muggenſturm dem Kirchenbezirk Baden⸗
Baden zugeteilt werden und die beiden Gemeinden

Muggenſturm und Oberweier umfaſſen .

2. Pfullendorfbeſteht als Diaſporagemeinde
ſchon ſeit 1909 , urſprünglich von Meßkirch aus

kirchlich bedient , mit Kirche und ſeit 1925 auch mit

Pfarrhaus . Die Zählung 1925 ergab 370 Seelen ,
gegenüber 187 Seelen im Jahre 1902 . Dieſe Ziffern
bezeugen die ſtarke Zunahme der Bevölkerung . Der

häufige Wechſel in der Perſon des unſtändigen
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Diaſporapfarrers hat eine Stetigkeit der ſeelſorger⸗
lichen Bedienung notwendig gemacht . 1928 wurde

zum erſten Mal die Anregung aufgenommen , die

Umwandlung der Gemeinde in eine öffentlich⸗recht⸗
liche Körperſchaft zu beantragen . Die Weitertreibung

ſonalwechſels . Sie wurde erſt am 4. September 1932

wieder neu aufgenommen , damit auch dieſe Gemeinde

das Recht auf Steuererhebung erhalte . Die Gemeinde

Pfullendorf wird dem Kirchenbezirk Konſtanz zuge⸗
wieſen .

3. und 4. Die Gemeinden Buchen und Wall⸗

dürn : Im Amtsbezirk Buchen wohnen zuſammen
etwa 300 Evangeliſche . Sie wurden von 1900 an von

Bödigheim aus kirchlich bedient als Diaſporagenoſſen⸗
ſchaft . 1919 wurde eine Paſtorationsſtelle errichtet
und mit einem Geiſtlichen beſetzt . 1920 wurde der

ganze Bezirk in 4 Diaſporagemeinden eingeteilt :
1. Buchen mit Hainſtadt und Hettingen , 2. Walldürn

mit Glashofen und Wettersdorf , 3. Hardheim mit

Höpfingen , 4. Rippberg mit Gottersdorf . Seit 1926

beſitzt Buchen eine eigene Kirche und ein Pfarrhaus

Seelenzahl weiterhin erhöht , ohne daß jedoch es der aus Waldbeſitz der Gemeinde . Unkoſten erſtehen durch
Erwerb und bauliche Unterhaltung . Die Unkoſten
können von der Gemeinde ſelbſt nicht aufgebracht
werden , da in der letzten Zeit infolge der mißlichen
Finanzlage der Kirche die regelmäßige Zuwendung
von ſeiten der Landeskirche beſchränkt werden mußte .
Um den Zinsverpflichtungen nachzukommen , hat ſich
die Notwendigkeit ergeben , aus dem Geſamt⸗Kirch⸗
ſpiel zwei Kirchengemeinden zu bilden . Damit er⸗

halten auch dieſe beiden Gemeinden das Recht der

Steuererhebung . Buchen und Walldürn werden dem

Kirchenbezirk Adelsheim zugeteilt . Von keiner der

drei genannten Kirchengemeinden iſt eine Dotation

gefordert worden und wird infolgedeſſen auch nicht
gewährt . Der Verfaſſungsausſchuß hat ſich der Trif⸗
tigkeit des Geſetzes nicht verſchließen können und hat
das Geſetz in dreifacher Leſung anerkannt . Es betrifft
den Punkt 4 unſerer Vorlage , die Errichtung einer

evangeliſchen Kirchengemeinde Muggenſturm betr . ,
vom 17 . Juni 1932 , VBl . S . 37, den Punkt 8, die

Errichtung einer evangeliſchen Kirchengemeinde
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44 Siebente Sitzung .

Pfullendorf betr . , vom 10 . März 1933 VBl . S . 41 ,

und den Punkt 9, die Errichtung von evangeliſchen

Kirchengemeinden in Buchen und Walldürn betr . ,

vom 7. April 1933 , VBl . S . 52 .

Der Verfaſſungsausſchuß bitteit

ohe Synode , ſich ſeine Entſchließun durch An⸗
0 dann durch das trübe Sturmwetter der marxiſtiſchen

erkennung dieſes Geſetzes zu eigen machen zu wollen ,

ſo, als ob es ſich um zwei auch ihrem Inhalt nach

vollkommen gleichwertige Gebilde handelte . Um nur

ein Beiſpiel aus der Geſchichte unſerer Landeskirche

anzuführen : Im Jahre 1861 brachte die Staatsform
der konſtitutionellen Monarchie auch der Kirche die

Einführung einer konſtitutionellen Verfaſſung . Als

um eigenſtändiges , evangeliſches Leben in der Dia⸗

ſpora zu befeſtigen und zu fördern .

Keine Wortmeldung .

Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes

über den

Entwurf des gleichen Geſetzes ,

Ziffer 11 und 12 ( Umbau der Kirchenver⸗

faſſung und Zuſtändigkeit des Landes⸗

biſchofs uſw . ) .

Berichterſtatter Abgeordneter Kobe :

Hohe Synode ! Seitdem unſer Reformator

Martin Luther nach dem Verſagen der Inſtanzen

( zuſtändigen Stellen ) der römiſchen Kirche für ſeine

kirchlichen Reformgedanken die Fürſten bzw . die

reichsunmittelbaren Stände ſeinerzeit aufgerufen

hatte , ſich der Sache des Evangeliums aus Liebe zu

Gottes Wort anzunehmen , und ſeitdem dann die

werdenden und gewordenen evangeliſchen Kirchen
unter den Schutz dieſer ſtaatlichen Gewalten geſtellt
worden ſind , war die Form der evangeliſchen Landes⸗

kirchen Deutſchlands die der Staatskirche . Die enge

Verbundenheit von Staat und Kirche fand namentlich
in Beziehung auf die Leitung der letzteren ihren her⸗

vorragendſten Ausdruck in dem ſog . Summepiſkopat
der Landesfürſten , d. h. in der Anordnung , daß der

jeweilige Landesfürſt der oberſte Biſchof der betreffen⸗
den evangeliſchen Kirche war . So iſt es gekommen ,
daß ſich die Form der Leitung der evangeliſchen

Kirche bis in die neueſte Zeit in engſter Anlehnung
an die Form der Staatsleitung vollzogen hat . Es war

faſt zwangsläufig , daß Anderungen dieſer ohne wei⸗

teres auch Anderungen jener nach ſich zogen , gerade

Revolution vom Jahre 1918/19 das Band zwiſchen

Staat und Kirche von jenem aus gelöſt war , nicht

etwa in dem Beſtreben , der Kirche zu der von nicht

wenigen ihrer Glieder längſt erſehnten Freiheit zu

verhelfen — waren doch viele von denen , die die Um⸗

wälzung herbeiführten , der Meinung , daß die evange⸗

liſche Kirche nun , ihrer ſtaatlichen Stütze und ihres

Summus Episkopus beraubt , zerbrechen müßte —,

da gaben ſich die Kirchen nun wiederum unter dem

Einfluß des damals herrſchenden Zeitgeiſtes eine

Verfaſſung , die dem ſtaatlichen demokratiſchen Parla⸗
mentarismus entſprach . Die ſeitherige badiſche

Kirchenverfaſſung zeigt dies in geradezu vollendetem

Maße . Und nun iſt wiederum , für viele überraſchend,
von vielen beſonders in unſerer Kirche heiß erſehnt,

eine neue Zeit gekommen : Der Aufbruch der deutſchen

Nation ! Er ſtand und ſteht heute noch unter den

Zeichen des Führergedankens , der darum kein blaſſes

Gedankengebilde blieb , weil er ſeine Verwirklichung

gefunden hat in der Perſon des jetzigen Reichs⸗

kanzlers Adolf Hitler .

Nach dem bisher Ausgeführten wird es nun nicht

mehr wundernehmen , daß der Führergedanke in unſe⸗

rem deutſchen Volke , das der großen Mehrheit nach

auch das Volk unſerer Kirche iſt , nun auch auf die

Wünſche der Geſtaltung der Form unſerer Kirche,

und zwar zunächſt und beſonders die der Leitung

unſerer Kirche , von größtem Einfluß geworden iſt

Nicht als ob dieſer Führergedanke in unſerer Kirche

etwas ganz Neues wäre . Im Gegenteil . Gerade in

unſerer Kirche lebte bei vielen , oft des Weſens und

der Aufgabe der Kirche bewußten Kirchenleuten ſchon

lange die Sehnſucht nach Führung und Leitung , wie

ſie bei dem ſeitherigen Kirchenzuſtand faſt unmöglich
war . Das demokratiſch⸗parlamentariſche Verfaſſungs⸗
ſyſtem hielt ſelbſt geiſtliche Führerperſönlichkeiten , an

denen es gottlob unſerer Kirche auch in ihrer ſeit⸗
SSEE.........0·······.



herigen Leitung nicht gefehlt hat , in Feſſeln . Und

doch , was entſpricht dem Weſen unſerer evangeliſchen
reformatoriſchen Kirche , die ihren Ausgangspunkt im

Evangelium hat , mehr als Leitung durch einen von

dieſem Evangelium erfüllten Führer ? Wenn die

Kirche nach Art . VII der Confessio Augustana die

congregatio vere credentium , die Gemeinſchaft der

wahrhaft Gläubigen iſt , „bei welchen das Evangelium
rein gepredigt und die heiligen Sakramente nach dem

Evangelium gereicht werden “ , ſo iſt damit auch die

Aufgabe der Leitung dieſer Kirche klar beſtimmt . Noch
deutlicher in Art . XXVIII dieſer magna charta

unſerer Kirche , wo von der „ potestas ecclesiastica “

der kirchlichen Gewalt , geſagt iſt , daß ſie „ ihren Auf⸗
trag darin hat , das Evangelium zu lehren und die

Sakramente zu verwalten “ . Der Gedanke , daß dieſer
Aufgabe , wie ſie auch in der kleinſten Kirchengemeinde
der Pfarrer hat , auch in der Leitung einer Landes⸗

kirche am beſten entſprochen wird , wenn dieſe in der

Hand eines geiſtlichen Führers liegt , iſt in der evan⸗

geliſchen Kirche , beſonders in der lutheriſchen Ge —

präges , je und je lebendig geweſen , ja iſt auch in

ſteigendem Maße in deutſchen Landeskirchen ſeit dem

Fallen der ſtaatlichen Bindung verwirklicht worden .

Wir brauchen da nur auf die Kirchen hinzuweiſen ,
die ſchon ſeit Jahren unter ſolcher Leitung ſtehen und

dem betreffenden Leiter auch den gut evangeliſchen
Namen „Biſchof “ gegeben haben .

So ſind es gewiſſermaßen zwei Gedanken⸗

ſtrömungen , die , von verſchiedenen Richtungen
kommend , nun bei uns zuſammenliefen und jetzt im

Begriffe ſind , ſich zu vereinigen : die eine mehr
von der politiſchen , die andere mehr
von der kirchlichen Gedankenwelt aus⸗

gehend . Sie werden beide ihren beſonderen Wert

und ihre beſondere Aufgabe haben : die erſtegibt
der zweiten die notwendige Kraft zu
ihrer Verwirklichung , die ſie ſeither nicht
ſelbſt aufgebracht hat ; die zweite aber gibt
der erſten ihren Inhalt . Das iſt nicht ſo
gemeint , als ob etwa in einer Gruppe dieſe , in der

anderen jene Strömung allein vertreten ſei . Nein ,
beide Strömungen ſind hier und dort , ja finden ſich
zuweilen in einer Bruſt . Darum ſoll ſich nun auch
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keine Gruppe vor der anderen rühmen und von dem ,
was zuſtande kommen ſoll , ſagen wollen : es iſt mein

Werkl , ſondern ſie ſollen ſich des gemeinſamen
Werkes freuen und darüber Gott allein die Ehre
geben und dem Herrn ihrer Kirche als Knechte Jeſu
Chriſti allein dienen wollen .

Die von ſeiten unſerer Kirchenregierung der

Landesſynode gemachte Vorlage betrifft , wie ihre
Überſchrift beſagt , „ den vorläufigen Um⸗

bau der Verfaſſung der Vereinigten

Evang . ⸗proteſtantiſchen Landeskirche
Badens “ . „ Vorläufig “ deswegen , weil ſie ſpäter
in die zu erneuernde Geſamtverfaſſung eingebaut
werden wird . Sie wird aber mit ihrer Annahme ſofort
ein Teil der noch zu Recht beſtehenden Verfaſſung
vom 24 . Dezember 1919 ſein . Ihre Beſtimmungen
werden daher , wie dies auch in den Übergangs⸗
beſtimmungen § 9 Ziffer 2 zu leſen iſt , „ ſoweit
ſie in Widerſpruch zu Beſtimmungen
der Kirchenverfaſſung ſtehen , dieſe
Beſtimmungen außer Kraft ſetzen “ .
Sie betreffen I . die Leitung der Kirche S§S 1 —6 ,

II . das Dekanat § 7, III . das Pfarramt §S 8 und

IV . die Übergangsbeſtimmungen § 9.

Zu I . Die Leitung der Kirche .

A. Der Landesbiſchof

führte in der 1. Kommiſſionsſitzung vom 19 . Juni der

Rechtsreferent des Oberkirchenrats einleitend , aber

für die ganze Vorlage bedeutungsvoll , ungefähr
folgendes aus :

„ Wenn man zu dieſem Geſetz und dem Zuſtändig⸗
keitsgeſetz Stellung nehmen und die Zweckmäßigkeit
und Notwendigkeit der Beſtimmungen erkennen will ,

muß man in dem Verfaſſungsrechtlichen unſerer
Kirche in die Tiefe gehen , darf vor allem nicht Inſti⸗
tutionen ( Ordnungen ) des weltlichen Rechts einfach
auf die Verfaſſung der Kirche übertragen wollen ,
ſondern man muß nach dem Weſen der Kirche fragen .

Auszugehen iſt von dem Unterſchied zwiſchen der

unſichtbaren und der ſichtbaren Kirche , der We⸗

ſenskirche und der Kirche als Inſtitution
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( ſichtbare Ordnung ) . Die Weſenskirche aus dem

Glauben tritt in die Weltlichkeit nur mit der Ver⸗

kündigung des Wortes Gottes und der Darreichung

der Sakramente . Sie benötigt aber allerlei andere

Dinge zur Umgrenzung ihres Gebiets . Es wird hier
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eine Zweiteilung ſichtbar : Die grundſätzliche
Leitung der Kirche nach dem Geiſtlichen einerſeits

und dem Rechtlichen und Wirtſchaftlichen anderer⸗

ſeits . Dieſe Zweiteilung wird ſo durchzuführen ſein ,

daß die geiſtliche Führung in die Hand eines Geiſt⸗

lichen gelegt wird , der unabhängig iſt von allen ande⸗

ren Bindungen , ſoweit dieſe ſich nicht eben aus dem

Weſen der Kirche ergeben . Dieſe geiſtliche Führung

kann nur aus der glaubensmäßigen Einſtellung her⸗

aus geſchehen und wird nur dort rechtes religiöſes

Leben ſchaffen können , wo ſie im eigenen Glaubens⸗

leben begründet iſt , unabhängig von den Beſchlüſſen

mehrerer . So wird ja auch Weſenskirche von dem

Geiſtlichen einer Gemeinde nicht durch Mittel des

Rechts und Rechtsimperative ( Rechtsbefehl ) , ſondern

nur durch Verkündigung des Worts und die Dar⸗

reichung der Sakramente gewirkt . Und dieſes Bild

des evangeliſchen Pfarrers wird nun erweitert und

auf die Führung der ganzen Landeskirche übertragen .

Das iſt der ganze Sinn und Inhalt der Heraus —

hebung des Landesbiſchofs . Neben ſeiner Tätigkeit

iſt natürlich auch die Kirche zu verwalten nach der

rechtlichen und wirtſchaftlichen Seite hin . Und dies

geſchieht durch den Oberkirchenrat . In dieſem

Kollegium ſoll jeder einzelne ſeine Stimme abgeben

dürfen , um zuletzt einen Mehrheitsbeſchluß zuſtande

zu bringen . So iſt der Oberkirchenrat als Kollegial⸗

behörde aufgebaut , in der der Landesbiſchof wohl
der Vorſitzende , aber als Primus inter pares ( Erſter
unter Gleichen ) iſt .

Weiter iſt in dem vorliegenden Geſetz die Doppel⸗

ſchichtigkeit beſeitigt , die in dem Beſtehen der Kirchen⸗

regierung und des Kirchenpräſidenten gegeben war .

Die ganze Stellung der Kirchenregierung war rein

parlamentariſch ; ſi e war eigentlich die Fortſetzung
des Landesbiſchofs , nur auf mehrere übertragen .

Durch die Erweiterung des Oberkirchenrats durch
Mitglieder der Synode hat man dieſes Organ um⸗

gebaut zu einer Brücke von der Synode zum Ober⸗

kirchenrat . Es ſoll die Stimme des Kirchenvolkes

gehört werden aus den Vertretern des Kirchenvolles

heraus .

Alſo an der Spitze der Kirche ſteht der Landes⸗

biſchof , der in ſeiner Amtsführung beſonders von

den geiſtlichen Mitgliedern des Oberkirchenrats

unterſtützt wird . Dieſer evangeliſche Landesbiſchof

handelt „ ſelbſtändig “ , wie es in 8 1 Abſ. 2

heißt , „ mit eigen er Verantwortung ' ,
d. h. er iſt auf ſein evangeliſches , nur an Gottes

Wort und das Bekenntnis ſeiner Kirche gebundenes

Gewiſſen geſtellt . Katholiſierende Ten⸗

denzen ? — Nein ! — Es iſt beim Zuſtande⸗
kommen des ganzen Geſetzes durchaus evangeliſch

zugegangen . Der katholiſche Biſchof iſt grundſätzlich
etwas ganz anderes als der evangeliſche . “

Dieſe Ausführungen des Rechtsreferenten unſerer

Kirchenbehörden , Hohe Synode , die namentlich den

Inhalt des S 1 der Geſetzesvorlage erläutern , ſind
gewiß geeignet , von vornherein allerlei Bedenken
zu zerſtreuen , die bei dieſer oder jener nun folgenden

Geſetzesbeſtimmung aufſteigen können , die auch in

den Sitzungen Ihrer Kommiſſion geäußert worden

ſind , und die beſonders noch in einer Eingabe

des Kirchengemeinderats Unter⸗

öwisheim vom 14 . Juni an die Synode ihren

Ausdruck gefunden haben . Es wird auf dieſe Ein⸗

gabe , welcher ſich noch die Vertreter von 25 weiterel

Gemeinden angeſchloſſen haben , im folgenden noh

zurückzukommen ſein .
Von einem Vertreter der „Glaubensbewegung

Deutſche Chriſten “ wurde bemerkt , daß ſie zuerſt ein

einfaches Ermächtigungsgeſetz gewünſcht hätten , das

ſie beſonders für den Fall für das praktiſchere an⸗

geſehen hätten , daß unſere badiſche Landeskirche viel⸗

leicht noch mit einer anderen zu einem größeren
Kirchengebiet zuſammengelegt würde , oder daß Be⸗

ſtimmungen von ſeiten der Leitung der Deutſchen

Evangeliſchen Kirche dieſe Sonderbeſtimmungen
unſerer Kirche wieder aufhöben . Allein ſie hätten ſich

doch von der Notwendigkeit überzeugt , daß ſchon

jetzt im Intereſſe einer erſprießlichen Leitung det

Kirche die Zuſtändigkeit der einzelnen Organe ob⸗

gegrenzt werden müßte . Das habe ihre Vertretet in
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der Kirchenregierung veranlaßt , dieſer Vorlage dort

ihre Zuſtimmung zu geben . Es ſei eben doch not⸗

wendig , daß die Verfaſſung wenigſtens in dem Um⸗

fang der Vorlage ſchon jetzt ſo durchgeführt werde ,
daß die Behörde auch arbeiten kann .

Von ſeiten eines anderen Vertreters der

Deutſchen Chriſten wird die Frage erhoben , ob man

dieſem Geſetz nicht eine zeitliche Beſchrän⸗
kung geben ſollte mit Rückſicht auf das Kommende .

Warum ſo raſch bei den noch immer zu beobachten⸗
den Schwankungen im Staat und in der evange⸗
liſchen Kirche Deutſchlands ? — Dagegen meint ein

Vertreter der poſitiven Gruppe , der herrſchende Ge⸗
danke der Gegenwart ſei nun einmal der Führer⸗
gedanke . An dieſem Gedanken in der Kirche werde

auch in der Zukunft nichts geändert werden ; die

Spitze in einem Landesbiſchof werde unter allen Um⸗

ſtänden bleiben . Wir könnten alſo nicht etwa einen

befriſteten Landesbiſchof einſetzen wollen . Noch ein⸗
mal tritt ein Vertreter der Deutſchen Chriſten für
die Befriſtung des Geſetzes ein , durch die allerdings
der Landesbiſchof nicht berührt werden ſollte .

Demgegenüber wendet der Rechtsreferent des

Oberkirchenrats ein , daß der Vergleich mit dem

ſtaatlichen Ermächtigungsgeſetz nicht angebracht ſei .
Übrigens ſei auch im Reich das Amt des Führers
keineswegs befriſtet . Bei uns aber müßte mit dem

Ablauf eines befriſteten Geſetzes der Landesbiſchof ,
deſſen Amt durch dieſes Geſetz neu geſchaffen ſei ,
ſelbſt auch abtreten . Auch wenn ſpäterhin Anderun⸗

gen in dieſem Geſetz eintreten ſollten , ſo würde doch
die Grundlage des Geſetzes beſtehen bleiben , weil
es aus der Weſenskirche heraus geſchaffen ſei . Eine

Befriſtung ſei daher nicht nur unnötig , ſondern nach
allem auch unmöglich . Auf die Frage , welche
Sicherheit der Synode gegeben ſei , daß ſie
auch fernerhin eine Verfaſſungsänderung vornehmen
könne , antwortet der Rechtsreferent des Oberkirchen⸗
rats , daß durch dieſes Geſetz hinſichtlich der Gerecht⸗
ſame der Landesſynode nichts geändert ſei . Dieſe
habe das Recht der Geſetzgebung behalten , ſie müſſe
alſo z. B . auch wie ſeither im 1. und im 4. Jahre
ihres Beſtehens einberufen werden . Sie bleibe nach
wie vor der Repräſentant des genoſſen⸗
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ſchaftlichen Elements der Kirche . Was

die zu betätigende Stellvertretung des

Landesbiſchofs anbelange , ſo trete dieſe nur

in vorübergehenden Fällen ein , werde aber immer

von dem auf Vorſchlag des Landesbiſchofs ernannten

Oberkirchenrat ausgeübt . So wird nach der Über⸗

ſchrift der S 1 der Vorlage einſtimmig angenommen .

Zu 8 2 Ziffer 1 führt der Rechtsreferent des

Oberkirchenrats aus , daß in dieſen Beſtimmungen
die Gedanken des Staatsvertrags berückſichtigt und

verwirklicht ſeien . Wäre die Wahl des Landesbiſchofs
durch die Synode konſtitutiv , ſo müßte vorher die

Staatsgenehmigung nachgeſucht werden . Daher die

Trennung zwiſchen dem Wahlakt der Synode und

dem konſtitutiven Ernennungsakt , damit inzwiſchen
die Staatsbehörde befragt werden könne . Der Er⸗

weiterte Oberkirchenrat hat dann natürlich nicht mehr
die Möglichkeit einer anderen Ernennung , ſondern
er hat dieſe , wie es in der Beſtimmung heißt , „ auf
Grund “ des Vorſchlags der Synode zu betätigen .

Die Beſtimmung der Ziffer 2 dieſes Para⸗
graphen , daß der Landesbiſchof „ auf Lebens⸗

zeit “ ernannt wird , macht dem kirchlichen Parla⸗
mentarismus vollends ein Ende , inſofern nun das

Band der Abhängigkeit des Landesbiſchofs von der

Synode durchſchnitten iſt , genau ſo wie der von der

Gemeinde gewählte Pfarrer unabhängig von dieſer
in ſeiner Gemeinde ſtehen muß . Was die Bedenken

wegen der Ernennung „ auf Lebenszeit “ anbelangt ,
ſo werden dieſe durch das kommende Dienſtgeſetz
beſeitigt werden , das dieſe Lebenszeit auf etwa

68 Jahre befriſten wird . Wie jeder Geiſtliche der

Landeskirche , ſo wird auch der Landesbiſchof vom

Tage ſeines Dienſtantrittes an unter dem jetzt ſchon
beſtehenden Dienſtgeſetz bleiben ; dasſelbe gilt auch
für die Mitglieder des Oberkirchenrats , ſo daß damit

auch die Ziffer 2 der Eingabe des Kirchengemeinde⸗
rats von Unteröwisheim eine die Eingeber befrie⸗
digende Erledigung gefunden haben dürfte . Es er⸗

hebt ſich noch die Frage , ob nicht die Möglichkeit
eines freiwilligen Rücktritts des Landesbiſchofs auch
im Geſetz gegeben werden ſollte . Der Rechtsreferent
des Oberkirchenrats ſchlägt ſie durch die Erinnerung
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nieder , daß eine ſolche Klauſel dem Parlamentaris⸗
mus wieder die Türe zu öffnen geeignet ſei .

So wird auch dieſer Paragraph und damit der

ganze Titel A „ Der Landesbiſchof “ einſtimmig an⸗

genommen .

B. Der Oberkirchenrat .

Durch die Beſtimmung dieſes Geſetzes wird nach

den Ausführungen des Vertreters der Kirchenbehörde

der Oberkirchenrat als Kollegialbehörde umgebaut ,

während er ſeither monokratiſch geordnet war , ſo daß

der Kirchenpräſident alle Entſcheidung zu treffen

hatte . In der Kirchenregierung war ſeither die Mehr⸗

zahl der Oberkirchenräte ausgeſchaltet , nun ſollen ſie

die tatſächliche Verantwortung für ihre Zuſtändig⸗

keiten auch rechtlich tragen . Hätte der Landesbiſchof

allein zu beſtimmen und zu entſcheiden , dann wäre

allerdings die Sphäre einer Katholizität

geſchaffen . Der katholiſche Biſchof iſt der Omni⸗

potente , der von Rechts wegen , nicht bloß aus

dem Charisma heraus ſeine Entſcheidungen trifft ,

von niemand beſchränkt außer dem Papſt . Gewiß hat

ſeither auch der Kirchenpräſident auf das Votum

( Stimme ) des Oberkirchenrats Rückſicht genommen .

Wenn aber jetzt dem Oberkirchenratspräſidenten oder

Direktor eine beſondere Entſcheidung zugeſtanden

würde , ſo wäre eine Doppelſpitzigkeit da, die zu ver⸗

meiden iſt . Nach außen hin ſoll immer nur eine

Spitze in Erſcheinung treten . So kam man zu der

Syntheſe , daß der Oberkirchenrat Kollegialbehörde

wird , in der jedem Mitglied das Votum ( Stimm⸗

abgabe ) geſtattet wird .

Gegen die Beſtimmungen der Ziffer 3 in § 4,

daß auch die Oberkirchenräte „auf Lebenszeit “ er⸗

nannt werden ſollen und ihre Abberufung durch die

Landesſynode unzuläſſig ſein ſoll , werden von Ver⸗

tretern der Gruppe der Kirchlich - Poſitiven wie der

Deutſchen Chriſten Bedenken erhoben , ja von einem

Vertreter der Deutſchen Chriſten der Paragraph ſo,
wie er jetzt lautet , für unannehmbar erklärt . Die

Möglichkeit der Abberufung eines Oberkirchenrats

müſſe gegeben ſein . Der Vertreter der Kirchenbehörde

macht geltend , daß auch die Oberkirchenräte unter

dem Dienſtgeſetz ſtünden , ſchlägt aber , da auch dieſe
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Erinnerung ſchließlich die Bedenken nicht beruhigen

kann , die Beifügung des Zuſatzes zu dieſer Ziffer

vor : „ Der Landesbiſchof kann ſie aus

Gründen des Dienſtes in den Ruhe⸗

ſtand verſetzen . “ Obwohl der Rechtsvertreter

des Oberkirchenrats darauf aufmerkſam macht , daß

durch dieſe Beſtimmung die Zuſtändigkeitsſphäre des

Landesbiſchofs ſo erweitert ſei , daß man von der

Gefahr einer Katholiſierung in dieſem Falle ſprechen

könne , weil hier der Landesbiſchof mittels eines

Rechtsbefehls und nicht des Wortes Gottes handeln
müſſe , wird der Antrag des Zuſatzes mit allen gegen

eine Stimme und dann der ganze Titel B „Der

Oberkirchenrat “ einſtimmig angenommen . In der

zweiten Leſung des Geſetzes wurde der Antrag des
Rechtsvertreters der Kirchenbehörde , es ſollte zut

Erſchwerung der Abberufungsmöglichkeit der Ober⸗
kirchenräte und um jeden Mißbrauch der Beſtimmung

auszuſchließen , den „ Gründen “ noch das Wort
„ dringenden “ vorgeſetzt werden , mit Stimmenmehr⸗

heit abgelehnt .

C. Der Erweiterte Oberkirchenrat .

Zu 8 5, dem einzigen Paragraphen , der dieſes
Organ zum Gegenſtand hat , deſſen Bedeutung in der
Kirchenleitung bereits in den einleitenden Ausfüh⸗

rungen des Rechtsreferenten des Oberkirchenrekz

dargetan worden iſt , bemerkt ein Vertreter du

Deutſchen Chriſten , daß man ſich in der Kirchen⸗

regierung gefragt habe , woher dieſe Mitglieder des

Erweiterten Oberkirchenrats genommen werden

ſollten , ob ſie nicht der Landeskirche zu entnehmen

ſeien ohne Rückſicht auf die Landesſynode . Man habe
ſich aber doch darauf geeinigt , daß ſie aus der Zahl

der Synodalen ausgewählt werden ſollten , da es für

den Oberkirchenrat notwendig ſei , jederzeit mit det

Landesſynode in Verbindung zu bleiben . Was den

Stimmentſcheid in dieſem Kollegium anbe⸗
langt , ſo wird dieſer , da keine beſondere Beſtimmung

vorliegt , bei Stimmengleichheit nicht wie bei dem

Oberkirchenrat der Landesbiſchof geben , ſondern es

gilt hier der S 134 der Kirchenverfaſſung , wonach ein

Antrag bei Stimmengleichheit abgelehnt iſt .



Der 8 5 wird einſtimmig angenommen , ebenſo
D. Die Landesſynode

mit dem einzigen 8 6.

II . Das Dekanat .

Die Beſtimmungen dieſes einzigen § 7, worin

wiederum der Führergedanke in bezug auf den

Landesbiſchof , der wohl die Meinung des Er⸗
weiterten Oberkirchenrats anhört , aber nicht an ſie
gebunden iſt , zum Ausdruck kommt , werden all⸗

gemein als glücklich bezeichnet . Ein Vertreter der

Poſitiven hebt hervor , daß die Stellung des
Dekans nun eine freiere , ſelbſtändigere und darum

auch gehobenere ſei als bei dem ſeitherigen Zuſtand ,
in dem die gelegentliche Rückſicht auf die Wahl⸗
berechtigten nicht immer zu zweckdienlichem Verhal⸗
ten des Dekans in ſeinem Bezirk geführt habe . Zu
dem Gedanken der Zuſammenlegung verſchiedener
Dekanatsbezirke zu Prälaturen wie in Württemberg ,
oder Kreisdekanaten wie in der Bayeriſchen Landes⸗

kirche , wird von ſeiten eines Mitglieds der Kirchen⸗
regierung bemerkt , daß dieſe Einrichtung den Haus⸗
halt außerordentlich belaſten würde und den In⸗
habern dieſer Stellen lediglich die Aufgaben über⸗

geben würden , die den Mitgliedern des Oberkirchen⸗
rats zukämen . Was die Prälaturen in Württemberg
und die Kreisdekanate in Bayern anbelangt , wird
daran erinnert , daß dieſe Einrichtungen vor allem

durch die kirchengeſchichtliche Entwicklung dieſer Ge⸗
biete begründet ſeien .

Der § 7 wird einſtimmig angenommen .

III . Das Pfarramt .

Zu dem einzigen 8 8dieſes Titels bemerkt der

Rechtsvertreter des Oberkirchenrats , daß noch im

Laufe dieſes Jahres ein beſonderes Pfarrbeſetzungs⸗
geſetz der Landesſynode vorgelegt werde . In dieſem
wird dafür geſorgt werden , daß auch die Gemeinde
bei der Beſetzung ihrer Pfarrſtelle angehört werde ,
ſo daß ſie keineswegs dabei völlig ausgeſchaltet ſei .
—Von einer Seite wird beklagt , daß der Gemeinde
ein großes Recht genommen werde gerade in dem

Augenblick , wo dem Kirchenvolk neue Laſten auf⸗
gelegt würden . Allein die ungeheuerlichen Unzuträg⸗
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lichkeiten , die ſich nur allzu oft bei den Pfarrwahlen
in Stadt⸗ und Landgemeinden zugetragen haben ,
laſſen die Abſchaffung der Pfarrwahl nicht nur im

Intereſſe des Pfarrſtandes , ſondern auch der Ge⸗

meinden als wünſchenswert erſcheinen . Es wäre

dabei gewiß nicht recht , wenn man jetzt vergeſſen
wollte , daß viele Pfarrwahlen auch durchaus würdig
getätigt und zum Segen der betreffenden Gemeinden

ausgefallen ſind . Das aber hatte dann ſeinen Grund

nicht in der Einrichtung der Pfarrwahl , ſondern in

der würdigen Haltung der Perſönlichkeiten und Ge⸗

meinden , die im Spiele waren . Man weiß zum

voraus , daß auch mit der nunmehrigen Art der

Pfarrbeſetzung durchaus nicht alle Wünſche werden

befriedigt werden können . Aber die offenbare Quelle

viel trüber Erſcheinungen in unſeren kirchlichen Ver⸗

hältniſſen mußte nun einmal , wenn die Möglichkeit
dazu gegeben iſt , verſtopft werden . Unter dem Ge⸗

wicht ſolcher Geſichtspunkte zieht auch ein Vertreter

der früheren Gruppe der Evangeliſchen Sozialiſten
ſeine geltend gemachten Bedenken gegen die Auf⸗
hebung des Rechtes der Pfarrwahl zurück . — Was

die in den Beſtimmungen des § 8 erwähnten Pa⸗
tronatsrechte bei Pfarrbeſetzungen anbelangt ,
ſo mag noch bemerkt werden , daß eine Anderung
dieſer in der Verfaſſung feſtgelegten Rechte nicht
einſeitig von der Synode bewirkt werden kann .

Der 8 8 der Vorlage wird von der Kommiſſion
einſtimmig angenommen .

IV . übergangsbeſtimmungen .
Zu dem 89 der Vorlage werden lediglich die

Folgerungen aus den vorſtehenden Beſtimmungen
gezogen . Er wird einſtimmig angenommen .

Bei der zuſammenfaſſenden Schlußabſtimmung
ergibt ſich die einſtimmige Annahme der ganzen Vor⸗

lage Nr . 11 .

Wir kommen nun zu Nr . 12 der Vorlage

„ Die Zuſtändigkeit des Landesbiſchofs ,
des Oberkirchenrats

und des Erweiterten Oberkirchenrats betr . “

Eine beſonders lebhaft bewegte und langwierige
Verhandlung ſowohl in der 1. wie in der 2. Leſung
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der Vorlage veranlaßt die Beſtimmung der Ziffer d

in § 1, wonach die Zuſtändigkeit des Landesbiſchofs

„die Anordnung der Einführung von Lehr⸗, Geſang⸗
und Kirchenbüchern nach Anhörung der Landes⸗

ſynode “ umfaßt . Hier begegnen ſich ſchwerſte Be⸗

denken mancher Kommiſſionsmitglieder , beſonders

aus der Gruppe der Kirchlich - poſitiven Vereinigung ,

mit denen , die in der ſchon erwähnten Eingabe des

Kirchengemeinderats Unteröwisheim vom 14 . Juni

1933 an die Synode zum Ausdruck kommen . Dieſe

Eingabe wird im Wortlaut vorgeleſen . Der Rechts⸗

referent des Oberkirchenrats erklärt , es ſei in dieſer

Eingabe die Gemeinde in ihrer Einzelheit mit einem

Organismus verwechſelt , wie ihn doch eine Landes⸗

kirche darſtelle . Es liege in der Zuſchrift eine ver⸗

faſſungsrechtliche Fiktion ( falſche Meinung ) vor , ſo

daß man ſich durch dieſe Ausführungen nicht ab⸗

ſchrecken laſſen dürfe , da auch die Anführung von

Bibel⸗ und Lutherworten zur Begründung der Bitte

um Abänderung der Vorlage durchaus unangebracht

und abwegig ſei . Es macht keinen geringen Eindruck

auf die Kommiſſion , als ein poſitives Mitglied aus

ſeiner nun jahrzehntelangen ſynodalen Erfahrung die

Schwierigkeiten darlegt , die unter dem ſeitherigen

Zuſtand bei dem Zuſtandekommen kirchlicher Lehr⸗

und anderer Bücher zu überwinden geweſen ſeien .

Er bittet , es bei der Beſtimmung des Anhörens der

Synode belaſſen zu wollen . Und doch wurden nun ,

nachdem der Wortlaut der Vorlage in der 1. Leſung

einſtimmig genehmigt worden war , in der 2. Leſung

von poſitiver Seite die Bedenken geltend gemacht ,
die die überwiegende Mehrheit der Kirchlich⸗poſitiven

Synodalgruppe in Übereinſtimmung mit dem Geſuch
von Unteröwisheim gegen die Faſſung der Beſtim⸗

mung detrügen . Die „ Anhörung “ , ſo führt der poſitive

Sprecher aus , könne etwa darin beſtehen , daß der

Landesbiſchof als ein bewußter Führer geneigt ſei ,

ihm entgegengeſetzte Meinungen außer acht zu laſſen
und ſeine Überzeugung als allein geltend und richtig

anzuſehen . Der Führergedanke auf dem politiſchen
Gebiet ſei etwas anderes als in der Kirche , wo das

Wort gelte : „ Einer iſt euer Meiſter , Chriſtus ,ihr aber

ſeid alle Brüder . “ So habe die kirchliche Führung
ihre Schranken , innerhalb derer ſie ſich wohl aus⸗

wirken darf , die ſie aber nicht überſchreiten ſoll , das

iſt die Schranke des Bekenntniſſes , an die auch hier

erinnert werden ſollte . Er ſei immer ein Gegner des

Parlamentarismus geweſen ; aber die Vertretung des

Kirchenvolks durch die Synode habe mit dem zu

Grabe getragenen Parlamentarismus nicht das ge⸗

ringſte zu tun . Er möchte dringend vor den Fehlern

von 1861 und 1919 warnen , damit man jetzt nicht

wieder den Gedanken der Zeit und ihren Strömungen

Raum gebe in der Kirche auf Koſten des Weſens

derſelben . Im Jahre 1861 haben nur zwei Abgeord⸗

nete auf die große Gefahr aufmerkſam gemacht , die

in der Übertragung des konſtitutionellen Parlamen⸗

tarismus auf die Kirche liege . Er bittet dringend ,

die Bedenken ſeiner Freunde gegen die Beſtimmung ,

daß die Synode in dieſen für die Kirche lebenswich⸗

tigen Dingen lediglich angehört werden ſolle , zu

würdigen und ihr ein einſchneidendes Mitbeſtim⸗

mungsrecht einzuräumen . — Uhnlich fragt ein weite⸗

rer poſitiver Vertreter : „Iſt das , wie es jetzt gemacht

werden ſoll , wirklich kirchlich weſensgemäß ' ? Soll die

badiſche Kirche zum drittenmal dasſelbe tun , daß ſie

dem Wehen des Zeitgeiſtes , der nicht der Heilige

Geiſt iſt , nachgibt ?s Dagegen müſſen wir uns wehren ,

daß wir wie Wetterfahnen ſind . “ Er erklärt ſein Ein⸗

verſtändnis mit der Schaffung des neuen kirchlichen

höchſten Amtes ; allein die Forderung der geiſtlichen
Spitze habe ihre Spitze vor allem gegen die juriſtiſche
Führung . Jedenfalls ſolle das ius liturgicum nicht

vorbehaltlos dem Landesbiſchof übergeben werden .

Erſprießliches für die Kirche könne lediglich aus der

Gemeinſchaft des Führers mit der Gemeinde

erwachſen . Der geiſtliche Führer bleibe doch immet

bloß ein Knecht Chriſti , was auch für den Landes⸗

biſchof einen Ehrentitel bedeute . Die Gemein⸗

ſchaft des Führers mit der Gemeinde ,
das ſei die eigentliche Baſis ( der Boden ) für das

Handeln der Kirche . Aber bekommen wir damit nicht

wieder den gefürchteten Parlamentarismus in die

Kirche ? Nein ! — Wenn nämlich die neue Synodal⸗
ordnung nicht aus dem Parlamentarismus erwächſt ,

ſondern den Aufbau der Gemeinde⸗ und Synodal⸗
vertretung völlig unparlamentariſch geſtaltet ! —

Dieſen Ausführungen kann nun der Rechtsvertreter



des Oberkirchenrats entgegenhalten , daß dem Amt

des Landesbiſchofs und ſeiner Zuſtändigkeit , wie

dies in der Vorlage zum Ausdruck kommt , eine

durchaus evangeliſche und kirchlich weſensgemäße

Auffaſſung zugrunde liege . Er kann an die Ausfüh⸗

rungen erinnern , mit denen er bereits in der ein⸗

leitenden Beſprechung das amtliche Charakterbild des

evangeliſchen Biſchofs gezeichnet habe und wie ſie

auch unſer Bericht an der betreffenden Stelle wieder⸗

gegeben hat , weshalb ſie hier nicht wiederholt werden

ſollen . Sie ſind derart , daß nun auch der Vorredner

ſeine freudige Zuſtimmung und Übereinſtimmung

ausſprechen kann . Doch wünſcht er , daß , da in dem

„ Anhören der Landesſynode “ nicht das liege , was er

und ſeine Freunde wollten , doch die „ Gemeinſchaft “

zwiſchen Führer und Gemeinde in dieſer Beſtim⸗

mung zum Ausdruck komme , vielleicht durch die Worte

„in Gemeinſchaft “ oder „ gemeinſam mit “ . Die rechts⸗

kundigen Kommiſſionsmitglieder machen darauf auf⸗

merkſam , daß der Begriff „ in Gemeinſchaft “ rechtlich

nicht feſtzuſtellen ſei . Aber was damit gemeint ſei ,

gebe wohl der Ausdruck „ im Benehmen mit “ wieder .

Er beſage , daß , wenn eine einheitliche Linie nicht

zuſtande komme , zuletzt der Landesbiſchof zu ent⸗

ſcheiden habe . Der Antrag eines poſitiven Vertreters ,
die Beſtimmung möge „ im Einvernehmen mit “

lauten , wird mit 10 Stimmen dagegen , 2 dafür und

1 Enthaltung abgelehnt . Nun ſtellt ein Vertreter der

Deutſchen Chriſten den Antrag , die Beſtimmung der

Ziffer d möge lauten : „ Die Anordnung der Einfüh⸗

rung von Lehr⸗, Geſang⸗ und Kirchenbüchern i m

Benehmen mit der Landesſynode
unter Wahrung des Bekenntnisſtan⸗
des . “ Er erklärte ausdrücklich , daß dieſem Antrag

auch die Mitglieder der früheren Kirchlich⸗liberalen

Vereinigung ihre Zuſtimmung geben würden . Dieſer

Antrag wird einſtimmig angenommen .

Zu Ziffer n, die das Verhältnis des Landes⸗

biſchofs zu dem Praktiſch⸗theologiſchen Seminar in

Heidelberg betrifft , ſpricht ein poſitiver Vertreter den

Wunſch aus , daß hier dem Landesbiſchof eine größere

Befugnis gegeben werden möchte ; ſo wie die Sache

jetzt liege , ſeien die Beſtimmungen etwas kahl . Der

Kirchenpräſident erklärt , das einzige Recht , das die
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Kirchenleitung in dieſer Beziehung habe , ſei die Ent⸗

gegennahme des Berichts des Seminardirektors , eine

Sache , die von der Kirche nicht einmal erzwungen

werden könne . Die Kirche habe wohl die Verpflich⸗

tung , einen Vertreter der Fakultät in die Synode zu

berufen , aber ſie habe bedauerlicherweiſe keinerlei

Rechte .

Zu o wünſcht ein Vertreter der Deutſchen

Chriſten eine beſſere Ausbildung der jungen Pfarrer
in den Fragen des Kirchenrechts .

Der § 1 dieſer Vorlage wird einſtimmig ange⸗

nommen , desgleichen

§ 2, der die Zuſtändigkeit des Ober⸗

kirchenrats betrifft .

Zu S 3, die Zuſtändigkeit des Erwei⸗

terten Oberkirchenrats , ſpricht ein Ver⸗

treter der Deutſchen Chriſten den Wunſch aus , man

möge nun , nachdem man einen Landesbiſchof ge⸗

ſchaffen habe , auch für einen beſonderen Titel

für dieſes hohe Amt ſorgen . Dies ſei namentlich in

Hinſicht auf die entſprechenden Verhältniſſe in der

katholiſchen Kirche und den beſonderen Titel ihrer

Biſchöfe nötig . — Der Rechtsvertreter des Ober⸗

kirchenrats erklärt dazu , die Kirche könne nur kirch⸗

liche Titel verleihen . Im übrigen ſei es juriſtiſch

ſtrittig , ob der Biſchof den Titel „Exzellenz “ führen

dürfe . Jedenfalls ſei die Rechtsunterlage dazu

zweifelhaft . Die Sache ſoll dort völkerrechtlich ver⸗

ankert ſein . Jedenfalls könne nur der Staat den Titel

„Exzellenz “ verleihen .

Der § 3 wird einſtimmig angenommen .

Damit hat auch die Geſetzesvorlage Nr . 12 ein⸗

ſtimmige Annahme gefunden .

Die Geſetzesvorlagen Nr . 11 und 12 wurden am

22 . Juni einer 3. Leſung unterzogen und zuletzt ein⸗

ſtimmig von Ihrer Kommiſſion angenommen .

Hohe Synode ! Wir ſtehen am Ende unſeres

Berichts , der Ihnen ein Bild geben ſollte von dem ,

wie in den ſechs Sitzungen Ihrer Kommiſſion die

Beſtimmungen dieſer Vorlage behandelt worden ſind ,

die , wenn ſie nun zum Geſetz erhoben wird , einen

Markſtein in der Geſchichte der Verfaſſung unſerer
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Landeskirche bilden wird . Verfaſſungen , wie wir

Menſchen ſie beſchließen , gehören zu dem Vergäng⸗

lichen der Kirche . Sie ſollen nur dazu helfen , den

Dienſt des ewigen Herrn unſerer Kirche in dieſem

Zeitlichen auszurichten . Gelingt dies dieſer Ver⸗

faſſung , dann wird ſie ihrem Zweck entſprechen bei

aller Unvollkommenheit , die Menſchenwerk anhaftet .

Und dazu dürfen wir den Herrn der Kirche um ſeinen

Segen bitten , das Einzige , was uns mit Freude und

Hoffnung für dieſes Werk erfüllen kann . Um dieſen

Segen haben auch die vor uns für ihr Werk und ihren

Dienſt an derſelben Kirche gefleht . Darum ſei es ferne

von uns , ihr Werk zu ſchelten , denn ohne ſie ſäßen

wir nicht da . — Mit der Gabe dieſes Werkes hat ſich
die Kirche auch ihre Aufgabe neu geſtellt . Was vor

Jahren einmal ein evangeliſcher Biſchof von einer

damals neuen Verfaſſung gemeint hat , das gilt auch

hier : das Schlimmſte wäre , ſo ſagte er ungefähr ,
wenn wir jetzt auf dem Neuen ausruhen wollten . Das

wäre dasſelbe , als wenn ein Heer auf Grund eines

ausgearbeiteten Feldzugsplanes die Waffen in Ruhe

zuſammenſtellen wollte . Wir haben indes auch noch
Grund zum freudigen Dank dafür , daß dieſe uns

geſtellte Aufgabe in Einmütigkeit zum Abſchluß ge⸗

bracht werden darf . Wolle Gott , daß es nicht etwa

von dieſem Werk gelte : „Beſchließet einen Rat —

und es wird nichts daraus . “ Wir erleben es gerade

jetzt im evangeliſchen Deutſchland , wie auch ein kirch⸗

licher Bauplan zuſchanden werden kann , wie das ,
was für viele evangeliſche Volksgenoſſen eben noch
ein Gegenſtand ſtolzer Hoffnung war , zu einer offen⸗
baren Niederlage und damit tiefen Demütigung
unſerer evangeliſchen Kirche geführt hat . Setzen wir

als evangeliſche Chriſten unſere Hoffnung nicht auf
menſchlichen Eifer , ſondern folgen wir auch mit unſe⸗
rem neuen Biſchofsamt dem apoſtoliſchen Rat :

„Setzet eure Hoffnung allein auf die Gnade “ , ja die

Gnade des großen Hirten und Biſchofs unſerer
Seele ! Ihn laßt uns grüßen : Ave , Christe , spes
unica nostra ! unſere einzige Hoffnung !

Und der Herr unſer Gott ſei uns

freundlich und fördere das Werk

unſerer Hände bei uns , ja , das Werk

unſerer Hände wolle er fördern !

Siebente Sitzung .

Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich :

Meine Herren ! Einem Wunſche des Verfaſſungs⸗

ausſchuſſes entſprechend , will ich hier nicht zu der

Vorlage im ganzen , ſondern nur zu ihrem erſten

Paragraphen ſprechen , um noch einmal Weſen und

Art des evangeliſchen Biſchofs nach juriſtiſchen

Geſichtspunkten darzulegen .

Es wäre vielleicht beſſer und zweckmäßiger ge⸗

weſen , wenn das Geſetz nicht als vorläufiges kirch⸗

liches Geſetz am 1. Juni herausgekommen wäre ,

ſondern als Geſetz der Landesſynode , weil dann dem

Geſetz eine ausführliche Begründung hätte beigegeben
werden können , aus der jeder hätte entnehmen können ,
was es um den evangeliſchen Biſchof iſt . Nun haben
die Zeitverhältniſſe es anders gebracht , und es wird

deshalb angezeigt ſein , daß dieſe Begründung wenig⸗

ſtens hier mündlich nachgeholt wird , jedenfalls , ſoweit
der Landesbiſchof in Frage kommt .

In dem ganz ausgezeichneten Bericht des Herrn
Synodalen Kobe über den Gang der Verhandlungen
im Rechtsausſchuß ſind ja im weſentlichen meine

Darlegungen zu dieſem Punkte ſchon gegeben worden .

Ich will deshalb heute von einer anderen Seite aus⸗

gehen : ich will ausgehen von dem Begriff der Kirche ,
wie ihn Luther in ſeiner Frühzeit gehabt hat und

wie er letztlich gerade auf Grund der Forſchung von

Holl der Schlüſſel zum Verſtändnis evangeliſchen
Kirchentums iſt .

Luther iſt davon ausgegangen , daß aus dem

Glauben die Kirche kommt , und daß der Glaube aus

der Predigt kommt , aus der Verkündung des Wortes

Gottes . Infolgedeſſen ſteht in der Mitte ſeiner Kirche
das Amt der Wortverkündung . Hier iſt die zentrale
Kraftquelle , und wenn man von hier aus alle die

ſchwierigen und vielen Theorien , die über „Kirche“
entwickelt worden ſind , immer wieder betrachtet , findet
man ſich in einer oft überraſchenden Weiſe raſch
wieder zurecht . Wenn aber das Amt der Wortver⸗

kündung das Weſentliche iſt , dann wird auch eine

Landesgemeinde geleitet ſein müſſen von einem

ſolchen Amt der Wortverkündung . Meines Erachtens
iſt — und das iſt auch die Anſicht der Kirchenleitung
geweſen —dieſe ganz einfache Tatſache beim Aufbau



von Kirchenverfaſſungen , die bei uns menſchliches
Recht , nicht jus divinum ( göttliches Recht ) iſt , über⸗
ſehen oder nicht genügend berückſichtigt worden .

Der reformatoriſche Kirchengedanke führt alſo
ohne weiteres zu dem Ergebnis , zu der notwendigen
Schlußfolgerung , daß Kirchenleitung im Amt der

Wortverkündung liegt . Und ſo haben ja auch die

Reformatoren und alle , die ihnen nachgefolgt ſind , die

Kirchengewalt ganz anders angeſehen als diejenigen ,
von denen ſie ſich getrennt haben . Die potestas
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ecclesiastica , die Kirchengewalt , war die Möglich⸗
keit , zu wirken im Wort ; und wer im Worte wirkt ,
der übt das Kirchenregiment aus .

Stellen Sie ſich auf dieſe Linie , dann kommen
Sie geradewegs zum „Landesbiſchof “, dann kommen
Sie zu einer Inſtitution , die in ihrem Kern nichts
anderes iſt als Amt der Wortverwaltung . Und ſo iſt
auch in dem vorliegenden Geſetz das biſchöfliche Amt

gezeichnet , nicht als etwas Neues in evangeliſchen
Kirchenverfaſſungen und auch nicht als etwas Neues
in unſerer badiſchen Kirchenverfaſſung , ſeitdem wir

überhaupt verfaßte Kirche haben , ſeit den Tagen der

Reformation . Denn dieſes Amt des Landesbiſchofs
findet ſich ja ſchon in der Gemeinde .

Unſere Kirchenverfaſſung hat den ſchönen , den

richtigen Satz , daß der Pfarrer der geiſtliche Vor⸗

ſteher der Gemeinde iſt . Das heißt , der Pfarrer iſt
der Episkopus der Gemeinde ,er iſt der geiſtliche Vor⸗

ſteher der Gemeinde , das heißt , er leitet die Gemeinde
mit den ausſchließlichen Mitteln , die ihm in der Ver⸗

kündung von Gottes Wort in jeglicher Form — in
der Form der Predigt , in der Form der Sakrament⸗

ſpendung , in der Form des Unterrichts , in der Form
der Seelſorge — gegeben ſind . Und nichts anderes
iſt das Amt des Landesbiſchofs als die Übertragung
dieſes Gemeindeamts hinaus auf die Landesgemeinde ,
die Landeskirche , die wir allerdings nicht als ein

Konglomerat ( Zuſammenballung ) von Gemeinden
im juriſtiſchen Sinn anſehen , ſondern als etwas

Organiſches , das das Kirchenvolk als Ganzes wieder

verbindet , das ſelbſtverſtändlich in der örtlichen
Sammlung um das Wort in Gemeinden ſich zu⸗
ſammenfinden muß .
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Noch eine andere Stelle der Kirchenverfaſſung ,
die wir vorfinden , zeigt , daß hier nichts Neues vor⸗

liegt ; das iſt das Amt des Prälaten . Das Landes⸗

biſchofsamt iſt geſchaffen in organiſcher Fortſetzung
der bisher beſtehenden Prälatur . Der Prälat iſt als
der erſte Geiſtliche der Kirche bezeichnet . Es hat alſo

jenen , die die Beſtimmung ſchufen , vorgeſchwebt , daß
die Landeskirche in ihrer Geſamtheit eine geiſtliche
Führung braucht ; nur ſind durch verſchiedenartige
Einſchichtungen , die aus allen möglichen Urſachen
herkamen , die richtig geformten Bauſteine dieſes
Amtes verſchoben und überdeckt worden . Heute wird

es in ſeiner völligen Bedeutung und Reinheit heraus⸗
gehoben im neuen Landesbiſchof , wie das Geſetz
dieſes Amt ſchafft .

Es kann alſo keine Rede davon ſein , daß man mit

Vergangenem bricht ; man arbeitet nur Elemente her⸗
aus , die in unſerer Kirchenverfaſſung — vielleicht
beſſer geſagt : in unſerem badiſchen Kirchenrecht —

ſchon vorhanden waren , aber durch Zeitſtrömungen
und Einflüſſe der verſchiedenſten Art in ihrer kirchen⸗
rechtlichen Reinheit ſich nicht voll entfalten konnten .

Wenn das erſt heute geſchieht , ſo verdanken wir
das allerdings dem Umſchwung und dem Umbruch
der Zeit . Jene Kräfte und Mächte , die es verhindert
haben , daß weſensmäßige kirchliche Gedanken ſich
auch rechtlich verfeſtigen konnten , und die herkamen
aus einem Bereich , der im Grunde mit der Kirche
nichts zu tun hatte — jene Kräfte haben in jenem
Vereich eine Niederlage erlitten , die nun den Durch⸗
bruch deſſen , was längſt im Keime , halb ausgebildet
da war , ermöglicht . Nicht irgendein Gedanke des

politiſchen Führertums iſt es , der hereingenommen
wird —der liegt an ſich von jeher im Weſen evange⸗
liſchen Kirchentums , wie ich es dargelegt habe —;
wohl aber ſind es die günſtigen Umſtände der Zeit ,
die die Kirche zu Dank verpflichten , daß nunmehr
weſensmäßig Evangeliſch - Kirchliches herausgearbei⸗
tet werden kann .

Aus alledem glaube ich doch ſchließen zu dürfen ,
daß niemand berechtigt iſt , hier zu behaupten , wir
würden einen ſcharfen Bruch in das geſchichtlich
Gegebene hereinbringen , oder daß niemand berech⸗
tigt wäre zu ſagen , wir würden Gedankengut des
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Staates , der ſäkularen Welt wiederum hereinholen
in die Kirche . Solche Vorwürfe oder ſolche Bedenken

— die mit Recht immer wieder erhoben werden

ſollen , damit man ſtets wachſam iſt , daß die Kirche
das bleibt , was ſie iſt — kann man , glaube ich, mit

dem Ausdruck der Beruhigung zurückweiſen .
Vollends dürfte ein dritter Einwand : die Kirche

verlaſſe hier ihr Weſen und gehe einen Weg , etwa

nach Rom , erſt recht zurückzuweiſen ſein . Jener

Biſchof , von dem man bei oberflächlicher und oben⸗

hingehender Beobachtung glauben könnte , er ſei hier
irgendwie zum Vorbild genommen , iſt etwas grund⸗

ſätzlich anderes , und das hier zur Beſchlußfaſſung

vorliegende Geſetz würde ganz anders , gerade ent⸗

gegengeſetzt , ausſehen , wenn das geſchehen wäre .

Jenes Amt gründet ſich auf jus divinum ( göttliches

Recht ) ; jus divinum kennt das

Kirchenrecht nicht . Jenes Amt hat eine unbe⸗

ſchränkte potestas ( Gewalt ) ; eine potestas juris -

dictionis , eine Leitungsgewalt , und eine potestas

ordinis , eine Weihegewalt , kraft deren es Mächte

übernatürlicher Art auf andere Perſonen übertragen

kann . Davon iſt bei unſerem Landesbiſchof nicht die

Rede ; er iſt ein evangeliſcher Geiſtlicher , der keinen

Character indelebilis hat und auch nicht in der Lage
iſt , übermenſchliche Kräfte , kraft deren Heilsgüter der

Kirche erſt übertragen werden können , auf andere

kraft ſeiner Weihegewalt zu übertragen . Das alles

liegt hier nicht vor ; vielmehr iſt hier rein heraus⸗

gearbeitet der Führer der Kirche , der in der Kraft

und der Fülle des Wortes wirkt .

Die notwendige Folgerung war natürlich , daß

dieſer Führer freigehalten werden muß von der Ver⸗

waltung all des anderen , was eine Kirche auch

braucht , von Vermögensverwaltung , von Rechtsver⸗

waltung . Das iſt in dem Geſetz ja auch geſchehen ;

damit iſt die oberſte Kirchenbehörde beauftragt .

So iſt wohl jetzt für unſere Kirche eine genuin

evangeliſche und wohl auch eine ſtraffere und in

eine Spitze ausmündende Geſtalt geſchaffen — die

unſere Kirche auch notwendig braucht . Denn wenn

auch der heutige Staat programmatiſch zu Chriſten⸗

tum und Kirche wieder anders eingeſtellt iſt , freund⸗

lich eingeſtellt iſt , ſo wird es in den kommenden Jahr⸗
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zehnten und Jahrhunderten der Kirche doch nicht

erſpart bleiben , um ihr Sein einen ſchweren Kampf

zu führen . Dieſer Einſicht darf man ſich nicht ver⸗

ſchließen . Und nachdem das Staatskirchentum zu

Ende gegangen iſt und in der Weiſe , wie es beſtanden

hat , ohne ungeheure Schädigungen der Kirche , ja

ohne die Gefahr der Vernichtung der Kirche nicht

wieder errichtet werden kann — denn die Geſchichte

kann niemand zurückdrehen —, nachdem das Staats⸗

kirchentum in dieſer hiſtoriſchen Geſtalt beendet iſt

und die evangeliſche Kirche damit auch den ſtarken

Halt , den ſie im Staatskirchentum hatte , verloren hat

und ihn ſich ſelbſt geben muß , muß die Kirche auf

eine ſtraffe Organiſation bedacht ſein und ſich Organe

ſchaffen , die handlungsfähig ſind und dazu auch die

evangeliſche
nötige rechtliche Freiheit haben . Nur wenn eine ſolche

Geſtalt ſchließlich herauskommt — und ſie wird

herauskommen —, werden wir , wenn einſtens unſere

Aufgaben in dieſer Zeitlichkeit beendet ſind , ruhig
die Kirche auch in die Zukunft gehen laſſen können .

Dazu , daß das möglich iſt , iſt hier in dieſem Geſetz
ein Stück Weg gebaut . ( Lebhafter Beifall mit Hände⸗

klatſchen . )

Auf Vorſchlag des Präſidenten ſoll über die vor⸗

läufigen Geſetze Ziffer 1 —10 unter Vereinfachung
der Geſchäftsordnung gemeinſam abgeſtimmt , da⸗

gegen bezüglich der vorläufigen Geſetze Ziffer 11

und 12 das ordentliche Verfahren durchgeführt
werden .

Zuvor erhält das Wort zum

Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes

über die

Eingabe der Kirchengemeinde Unteröwisheim
vom 15 . Juni 1933 und anderer Gemeinden

( bezüglich der Geſetze Ziffer 11 und 12) .

Berichterſtatter Abgeordneter Renner :

Hohe Synode ! Im Namen des Verfaſſungs⸗
ausſchuſſes habe ich zu berichten über die Eingabe
des Kirchengemeinderats Unteröwisheim und der



weiteren Kirchengemeinderäte , die ſich ihm ange⸗
ſchloſen haben , zu den der Landesſynode vorliegen⸗
den beiden vorläufigen kirchlichen Geſetzen , 1. den

vorläufigen Umbau der Vereinigten Evang . ⸗prot .
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Landeskirche Badens betr . , und 2. die Zuſtändigkeit
des Landesbiſchofs , des Oberkirchenrats und des

Erweiterten Oberkirchenrats betr .

Dieſe beiden vorläufigen kirchlichen Geſetze haben
draußen im Lande bei Pfarrern und Kirchen⸗
gemeinderäten Beunruhigung verurſacht und die Be⸗

fürchtung erregt , daß unſere evangeliſche Landeskirche
von dem einen Extrem des ſchrankenloſen Parlamen⸗
tarismus nunmehr in das entgegengeſetzte Extrem
des ſchrankenloſen ſelbſtherrlichen Kirchenregiments
hineinkomme und daß dadurch Landesſynode und

Kirchengemeinde völlig entrechtet werden und unſere
Landeskirche in die Gefahr der Katholiſierung gerät .
Dieſen Befürchtungen gibt eine Eingabe des Kirchen⸗
gemeinderats Unteröwisheim an die Landesſynode
beredten Ausdruck . Dieſer Eingabe , die von Unter⸗

öwisheim aus ſämtlichen Kirchengemeinderäten un⸗

ſerer Landeskirche zugegangen iſt , haben ſich weitere

24 ( ſpäter 25 nach Zugang von Heidelberg - Rohr⸗
bach ) Kirchengemeinderäte angeſchloſſen , nämlich die

von Hoffenheim , Neckarmühlbach , Staffort , Nieder⸗

eggenen , Graben , Altlußheim , Liedolsheim , Boders⸗

weier , Hilsbach , Waldangelloch , Gernsbach , Sindols⸗

heim , Bofsheim , Eutingen , Wyhlen , Grenzach ,
Eiſingen , Büchenbronn , Menzingen , Wieslet , Kürn⸗

bach , Nonnenweier , Heidelberg - Neuenheim und

Berwangen . Es ſind alſo mit Unteröwisheim zu⸗
ſammen 25 Kirchengemeinderäte , die hinter der vor⸗

liegenden Eingabe ſtehen . Außerdem haben dem

Pfarramt Unteröwisheim gegenüber ihre Zuſtim⸗
mung zur Eingabe erklärt das Pfarramt Michelfeld
und die Kirchengemeinderäte von Eubigheim , Röt⸗

teln , Diersburg , Wies , Hochſtetten und Heidelberg⸗
Rohrbach .

Die Eingabe des Kirchengemeinderats Unter⸗

öwisheim lautet :

„ Hoher Synode erlaubt ſich die evang . Kirchen⸗
gemeinde Unteröwisheim zwei dringende Bitten

vorzutragen :
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1. Hohe Synode wolle zum wenigſten dem §S 1 d

des vorläufigen kirchlichen Geſetzes , die Zuſtän⸗

digkeit des Landesbiſchofs , des Oberkirchenrats
und des Erweiterten Oberkirchenrats betr . , in

gar keinem Fall zuſtimmen .

Hohe Synode wolle im Falle einer Annahme
der vorläufigen kirchlichen Geſetze vom 1. Juni
1933 oder inhaltlich ähnlicher Geſetze ausdrück⸗

lich beſtätigen oder beſchließen , daß auch Lan⸗

desbiſchof und geiſtliche Oberkirchenräte als

geiſtliche Diener der Kirche mit den Geiſtlichen

zuſammen unter ein Dienſtgeſetz im Sinne des

bisherigen Dienſtgeſetzes fallen . “

Der Eingabe iſt eine eingehende Begründung bei⸗

gegeben : bibliſche Begründung und Begründung aus

den reformatoriſchen Schriften Luthers . Ich frage

an , ob ich auch dieſe Begründung in extenso ver —

leſen ſoll . Ich halte es nicht für nötig . ( Rufe : Nein ! )

Die Eingabe des Kirchengemeinderats Unter⸗

öwisheim und der weiteren 24 Kirchengemeinderäte

iſt im Verfaſſungsausſchuß eingehendſt beſprochen
worden . Allſeitig wurde anerkannt der heilige Ernſt ,
aus dem heraus der Verfaſſer der Eingabe und ihrer

Begründung , Pfarrer Jäger⸗Unteröwisheim , ſeinen
Bedenken gegen einige Beſtimmungen der beiden vor⸗

läufigen kirchlichen Geſetze Ausdruck verliehen hat .

Ebenſo allſeitig wurde aber auch betont , daß Pfarrer

Jäger zu ſeinen Bedenken aus irriger Vorausſetzung
und Vermutung heraus gekommen iſt und daß darum

ſeine Beweisführung aus dem Neuen Teſtament und

aus den Schriften Luthers nicht trifft . Wo er die

Gefahr der Katholiſierung unſerer Evangeliſchen

Landeskirche ſehen zu müſſen glaubt , handelt es ſich
in Wirklichkeit um gar nichts anderes als um die ent⸗

ſchiedene Ausmerzung des Parlamentarismus aus

unſerer Evangeliſchen Landeskirche . Dabei kann von

einer „völligen Entrechtung der Landesſynode und

der Kirchengemeinde “ und von einer katholiſierenden

Überſteigerung des Führergedankens in unſerer evan⸗

geliſchen Kirche gar keine Rede ſein . Bleibt doch

§ 105 Abſatz 2 KV mit der Zuweiſung der Geſetz⸗

gebung im ganzen Gebiete des Kirchenweſens an die

Landesſynode in Kraft . Was gewollt wird , iſt die



wirklich mit Vollmacht ausgeſtattete kraftvolle Füh⸗

rung in unſerer Evangeliſchen Landeskirche .

Was die Eingabe unter Ziffer 2 fordert , wird

durch das kirchliche Beamtengeſetz geregelt werden .

Ubrigens ſteht der Landesbiſchof als Geiſtlicher ſchon
unter dem Dienſtgeſetz .

Der in Ziffer 1 der Eingabe vorgetragenen Bitte

hat der Verfaſſungsausſchuß dadurch Rechnung ge⸗

tragen , daß er der Beſtimmung in 8 1 Buchſtabe d

des vorläufigen kirchlichen Geſetzes über die Zuſtän⸗
digkeit des Landesbiſchofs , des Oberkirchenrats und

des Erweiterten Oberkirchenrats einmütig folgende
Faſſung gegeben hat : „die Anordnung der Einfüh⸗
rung von Lehr⸗, Geſang⸗ und Kirchenbüchern im

Benehmen mit der Landesſynode unter Wahrung des

Bekenntnisſtandes “ .

Dem Kirchengemeinderat Unteröwisheim und den

übrigen Kirchengemeinderäten , die ſeiner Eingabe ſich
angeſchloſſen haben , ſoll von ſeiten der Landesſynode
folgende Antwort gegeben werden :

„ Den Antragſtellern wird auf ihre Eingabe
erwidert wie folgt :

Zu Ziffer 1 der Eingabe : Die Annahme , daß
die Beſtimmung in § 1 Buchſtabe d eine völlige
Entrechtung der Landesſynode und eine unerträg⸗
liche und geradezu katholiſierende Überſpannung
des Führerprinzips in unſerer Evangeliſchen Lan⸗

deskirche bedeute , iſt irrtümlich und unzutreffend .
Um den Antragſtellern es zu erleichtern , ihre Be⸗
denken zu überwinden , hat der Verfaſſungsaus⸗
ſchuß der Landesſynode der Beſtimmung in 8 1

Buchſtabe d folgende Faſſung gegeben : „die An⸗

ordnung der Einführung von Lehr⸗, Geſang⸗ und

Kirchenbüchern im Benehmen mit der Landes⸗

ſynode unter Wahrung des Bekenntnisſtandes . “
Die Landesſynode hat dieſer Faſſung zugeſtimmt .

—Das wird vorausgeſetzt . —

Zu Ziffer 2 der Eingabe : Der hier ausgedrückte
Wunſch wird durch ein kirchliches Beamtengeſetz
im Sinne der Antragſteller geregelt werden . Übri⸗

gens ſteht der Landesbiſchof als Geiſtlicher jetzt
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ſchon unter dem Dienſtgeſetz . Es wird noch ver⸗

wieſen auf die von dem Vertreter des Oberkirchen⸗

rats , Oberkirchenrat D. Dr . Friedrich , in der

Landesſynode abgegebene Erklärung . “

Mit der vorſtehenden Antwort dürften die Be⸗

denken der Antragſteller gegen die beiden vorläufigen

kirchlichen Geſetze behoben ſein .

Dieſe Antwort der Landesſynode an die Antrag⸗
ſteller ſoll auch ſämtlichen übrigen Kirchengemeinde⸗
räten zugeſandt werden , weil ihnen auch die Eingabe
des Kirchengemeinderats Unteröwisheim zugegan⸗

gen iſt .

Ich habe im Namen des Verfaſſungsausſchuſſes
hohe Synode zu bitten , ſie wolle dem Beſchluſſe
des Verfaſſungsausſchuſſes , daß dieſe
Antwort hinausgegeben werde , ihre Zuſtimmung
geben .

Keine Wortmeldung .

Bei der nun folgenden Abſtimmung werden

a) die Geſetze Ziffer 1 —10 der Vorlage des

Erweiterten Oberkirchenrats ( Anlage III ) ,

b) das Geſetz Ziffer 11 der gleichen Vorlage ,
den vorläufigen Umbau der Kirchenverfaſ⸗
ſung betr . , mit dem Abänderungsantrag
( Antrag 10 ) des Verfaſſungsausſchuſſes ,
wonach Abſatz 3 des S 4 lauten ſoll :

„ Die Oberkirchenräte werden auf Lebens⸗

zeit ernannt ; ihre Abberufung durch die

Landesſynode iſt unzuläſſig . Der Landes⸗

biſchof kann ſie aus Gründen des Dienſtes
zur Ruhe ſetzen . “,

) Das Geſetz Ziffer 12 der gleichen Vorlage ,
die Zuſtändigkeit des Landesbiſchofs uſw .
betr . , mit dem Abänderungsantrag des Ver⸗

faſſungsausſchuſſes , wonach 8 1 Buchſtabe d

lauten ſoll :

„ Die Anordnung der Einführung von

Lehr⸗, Geſang⸗ und Kirchenbüchern im

Benehmen mit der Landesſynode unter

Wahrung des Bekenntnisſtandes ; “
einſtimmig und endgültig angenommen .



Bericht des Ausſchuſſes für Kultus und Unterricht

über die

Beſchwerde der Karl Schlagenhof u. Gen .

in Grötzingen .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Heſſelbacher :

Hohe Synode ! Aus der Kirchengemeinde Grötzin⸗
gen kam im Laufe des November 1932 ( ohne ge⸗

nauere Datumsangabe ) eine Eingabe , die von 34

Perſonen unterſchrieben war , an die damals gerade
tagende Landesſynode . In dieſer Eingabe wurde

gegen den Ortspfarrer Fuchs von Grötzingen Be⸗

ſchwerde erhoben . Man warf ihm vor , daß er gegen
andersdenkende politiſche Parteien Artikel veröffent⸗
liche , und ferner , daß er am 6. November , dem

Reichstagswahltag , in der Predigt gegen dieſe Par⸗
teien Ausführungen gemacht und ſomit die Kirch⸗
gänger wahlpolitiſch beeinflußt habe .

Der Oberkirchenrat hat dieſe Angelegenheit unter⸗

ſucht . Es wurde feſtgeſtellt , daß jener beanſtandete
Preſſeartikel eine ganz belangloſe Nachricht der

Evang . Sterbevorſorge war , die in dem Grötzinger
Gemeindeboten abgedruckt worden war . Eine kleine

ſachliche Unrichtigkeit in dieſer Mitteilung der Evang .
Sterbevorſorge wurde in der nächſten Nummer des

Gemeindeboten zurückgenommen .
In der Reformationsfeſtpredigt des Pfarrers Fuchs

am 6. November handelte es ſich um eine Erwähnung
der Drangſale , die die verbannten Evangeliſchen in

Sowjetrußland zu erleiden haben . Dieſe Erwähnung
beruht auf den durchaus zuverläſſigen Berichten , die

uns aus Sowjetrußland zugegangen ſind . Sie war

in Übereinſtimmung mit der oberkirchenrätlichen An⸗

ordnung , daß für die verfolgten Evangeliſchen in

Rußland zu beten ſei .
Es ergab ſich bei der Unterſuchung weiterhin , daß

Pfarrer Fuchs im Dienſt der Arbeitsloſen ſeiner
Gemeinde eine unendlich rührige , opferwillige , treue

Arbeit vollbracht hatte , die auch von den meiſten jener
Partei anerkannt wurde , von der 34 ihr Angehörige
die Eingabe unterzeichnet hatten .

So war es völlig unverdient , daß der Pfarrer in

ſeiner tadelfreien Amtsführung und in der gewiſſen⸗
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haften Predigtarbeit , die aus dem vorgelegten

Manufkript hervorgeht , angegriffen wurde . Und ſo

hat denn der Oberkirchenrat die Beſchwerdeſchrift als

unbegründet abgewieſen .
Die Kommiſſion für Kultus und Unterricht

ſchließt ſich der oberkirchenrätlichen Antwort an die

Beſchwerdeführer an und hält eine weitere Behand⸗

lung der Angelegenheit für überflüſſig .
Im Auftrag Ihrer Kommiſſion bitte ich die hohe

Synode , ſich gleichfalls dem Votum der oberſten

Kirchenbehörde anzuſchließen .

Einſtimmig angenommen .

Wahl eines Mitgliedes und Zer Stellvertreter

zum Deutſchen Evangeliſchen Kirchentag .

Nachdem Pfarrer Kappes ſein Mandat zur Ver⸗

fügung geſtellt hat , werden einſtimmig gewählt :

als ordentliches Mitglied : Abgeordneter D. Heſ⸗

ſelbacher ,
als Stellvertreter : die Abgeordneten Kiefer ,

Kobe und Rößger .

Außerhalb der Tagesordnung erhält das Wort

Abgeordneter Camerer :

Werte Herren ! Liebe Freunde ! Geſtatten Sie

mir als einem Synodalen , der von 1909 ab ununter⸗

brochen der General - und Landesſynode angehört
und ſomit das geiſtige Ringen , das Sichauseinander⸗

ſetzen zwiſchen den verſchiedenen Richtungen und

Gruppen der Synode in guten und ſchweren Tagen
miterlebt hat , nicht nur in meinem Namen , ſondern

auch für meine poſitive Gruppe ein aus freudigem
und dankbarem Herzen kommendes Wort innerſter

Befriedigung über die Übereinſtimmung der Meinun⸗

gen auszuſprechen , die ſich in den Ausſchüſſen wie im

Plenum unſerer jetzigen Synode gezeigt hat . In

Ernſt und Sachlichkeit , in Brüderlichkeit und Herz⸗

lichkeit und wahrhaft kirchlicher Haltung ſind alle die

ſchweren Fragen , die uns bewegten , behandelt
worden . Wir freuen uns daher von ganzem Herzen
und erklären in aller Offentlichkeit , daß es auch für
die Zukunft eine unſerer vornehmſten Aufgaben ſein
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ſoll , uns mit allen , die ſich auf den Boden der Heili⸗

gen Schrift und der reformatoriſchen Bekenntniſſe

ſtellen , immer wieder in brüderlicher Weiſe zuſammen⸗

zufinden zu fruchtbarer und geſegneter Arbeit für

unſere Kirche . Wir würden uns freuen , wenn dieſer

ernſte Wille auf allen Seiten lebendig bliebe . Eine

auf dieſe Weiſe geeinte Kirche wäre u. E. auch das

würdigſte Geſchenk für den erſten geiſtlichen evange⸗

liſchen Landesbiſchof , der von dieſer Synode noch

gewählt werden ſoll .
Wir wünſchen und erbitten , daß dieſer Geiſt der

Einigkeit , der die Tagung unſerer Landesſynode be⸗

herrſcht , nun auch draußen bei den kirchlichen Körper⸗
ſchaften der einzelnen Gemeinden und bei unſerem

ganzen deutſchen evangeliſchen Kirchenvolk einkehren

möge . Bei den unüberſehbaren Aufgaben und Ar⸗

beitsmöglichkeiten , die ſich aus dem geiſtigen Um⸗

bruch der Zeit ergeben , zu dem wir uns mit einem

rückhaltloſen Ja bekennen , darf es keinen anderen

Streit mehr geben als den Kampf darum , daß unſe⸗
rem deutſchen Volk die Kräfte des Evangeliums
durch unſere Kirche unverkürzt vermittelt werden .

( Bravorufe und Händellatſchen . )

Abgeordneter Voges :

Meine ſehr verehrten Herren ! Liebe Brüder ! —

ſo darf ich Sie doch wohl anſprechen in einer kirchen⸗
geſchichtlich ſo überaus wichtigen Stunde . Der Appell
zum Frieden , der eben aus dem Munde eines unſerer
älteſten Synodalen erklang , klingt weiter und erweckt

in unſeren Herzen ein freudiges Echo . Sie , meine

Herren , wiſſen alle miteinander und werden es uns

bezeugen , die wir uns Deutſche Chriſten nennen , daß
unſer kirchenpolitiſches Streben immer dahin ging ,
die Kirche der Einheit und des Friedens zu ſchaffen .
Mein Grundſatz als Führer dieſer Gruppe , aber auch
als Pfarrer und als Chriſt iſt immer der geweſen :
Haltet Frieden mit jedermann , ſoviel an Euch liegt .
Wir wollen ja doch alle miteinander nichts anderes
als die Kirche für unſer Volk bauen , die Kirche , die

ſich gründet auf Bibel und Bekenntnis . ( Lebhafter
Beifall . )

Siebente Sitzung .

Hierauf wird eine Pauſe von 10 Minuten ein⸗

gelegt , da der Erweiterte Oberkirchenrat zu einer

dringenden Beſprechung zuſammentritt , wobei auch

Beſchluß gefaßt werden wird , ob etwa eines der

eben angenommenen Geſetze auf Grund des § 107

Abſatz 2 KW zurückgeſtellt werden ſoll oder nicht .

Nach Wiederaufnahme der Sitzung führt

Präſident Dr . Umhauer

aus :

Hohe Synode ! Herr Kirchenpräſident D. Wurth

hat mir heute morgen einen Brief übergeben laſſen ,
in dem er mir mitteilt , daß er zu entſcheidenden Ver⸗

handlungen des Deutſchen Evangeliſchen Kirchen⸗

ausſchuſſes und des Kirchenbundesrats nach Eiſenach
fahren mußte . Die Verhandlungen finden heute und

morgen ſtatt . Bei dieſen Verhandlungen müſſe unſere

Landeskirche unter allen Umſtänden vertreten ſein .
Er habe die Reiſe dahin unternommen , trotzdem die

Landesſynode noch nicht mit ihren Verhandlungen
zu Ende ſei , weil er der Auffaſſung ſei , daß er das ,

was er ſachlich zu den Beratungsgegenſtänden zu

ſagen hatte , in den Ausſchüſſen habe vortragen
können und daß im Plenum bei der Beſchränkung
der Debatten , die im Alteſtenausſchuß beſchloſſen
worden ſei , ein Anlaß zum Ergreifen des Wortes

für ihn nicht gegeben ſei . Das iſt der Grund , warum

der Herr Kirchenpräſident heute nicht unter uns

weilt .

Der Herr Kirchenpräſident hat , gleichfalls ſchrift⸗
lich , beim Erweiterten Oberkirchenrat ſeine Zur⸗
ruheſetzung beantragt , und der Erweiterte Ober⸗

kirchenrat hat in ſeiner Sitzung von vorhin dieſem
Antrag mit Wirkung vom 1. Juli 1933 ſtattgegeben .

Der Herr Kirchenpräſident hat mich in einem

beſonderen Schreiben erſucht , Ihnen folgendes als

ſeine Botſchaft vorzuleſen :

„ Ich habe meine Zurruheſetzung auf 1. Juli
d. J . bei dem Erweiterten Evangeliſchen Ober⸗

kirchenrat beantragt und nehme hiermit die Ge⸗

legenheit wahr , Gott meinen demütigen Dank

auszuſprechen für ſeinen mir bis ins Alter ver⸗

liehenen ſo gnädigen Beiſtand , zugleich aber auch



aufrichtigen Dank zu ſagen meiner Kirche , der ich
ſo lange dienen durfte und die mich bis hierher
getragen hat , und endlich herzlich zu danken allen

meinen Mitarbeitern , die in bewährter Treue ihre
Kraft einſetzten in gemeinſamer Arbeit für unſere
Landeskirche .

In dieſem Augenblick entſcheidender Bedeu⸗

tung für unſere evangeliſche Kirche erflehe ich für
ſie Gottes reichen Segen und ſeinen allmächtigen
Schutz , daß ſie in Wort und Tat ſtets bleiben möge
bei dem Bekenntnis zu Jeſus Chriſtus , unſerem
gekreuzigten und auferſtandenen Herrn und Hei⸗
land .

Den an meine Stelle tretenden Landesbiſchof
aber möge der gnädige Gott ausrüſten mit all den

Kräften des Heiligen Geiſtes , die nötig ſind , das

Schifflein unſerer geliebten Kirche ſicher zu führen
durch alle Gefahren , die ihr drohen , ſolange ſie eine

kämpfende ſein wird .

Ich gehe aus der Arbeit in den Ruheſtand mit

der Verſicherung : Es ſei ferne von mir , daß ich
ablaſſen ſollte , für die Kirche zu beten , und in dem

unerſchütterlichen Glauben an das Wort des

Apoſtels Paulus : Gott iſt getreu ! (1. Kor .

11⁹⁹ν

Hohe Synode ! Mit tiefer Bewegung ( die An⸗

weſenden erheben ſich ) vernahmen wir ſoeben den

Entſchluß unſeres verehrten Herrn Kirchenpräſiden⸗
ten , in den Ruheſtand zu treten . Dies iſt ein für
die Geſchichte unſerer Landeskirche hochbedeutender
Augenblick . Nicht etwa nur deshalb , weil jetzt eine

Periode kirchengeſchichtlicher Entwicklung abſchließt
und ein neuer Abſchnitt beginnen ſoll , ſondern auch
um deswillen , weil der gegenwärtige Augenblick
Anlaß gibt , rückſchauend der Lebensarbeit eines um

die Vereinigte Evang . ⸗proteſtantiſche Landeskirche
Badens hochverdienten Mannes zu würdigen , und

ſich darüber klar zu werden , was von ihm , durch ihn
und mit ihm für die Kirche geleiſtet und erreicht
worden iſt .

Zunächſt einige Daten für den äußeren Verlauf
des Lebens unſeres bisherigen Herrn Kirchenprä⸗
ſidenten .

Siebente Sitzung . 59

Er wurde am 1. Dezember 1861 in Dunden⸗

heim geboren als Sproß eines alten Bauern⸗

geſchlechts . In engſter Heimatverbundenheit , die

markige Stammesart ſelbſt in ſich verkörpernd , wuchs
er unter dem Einfluß eines frommen , kirchlichen
Elternhauſes auf . Das Werden des geeinten
Deutſchen Reiches und die ihm vorausgehenden
Kämpfe hat er mit heißer Begeiſterung miterlebt ;
Vaterlandsliebe und nationaler Sinn iſt neben tief
innerlicher Frömmigkeit die Grundlinie ſeines We⸗

ſens geblieben . Nachdem er in Straßburg das Reife⸗
zeugnis zum Übergang auf die Hochſchule erlangt
hatte , widmete er ſich fünf Semeſter lang mathemati⸗
ſchen und naturwiſſenſchaftlichen Studien . Allein , von

Kind auf in der Welt frommen Väterglaubens zu

Hauſe , war D. Wurth auch in den Jahren der Reife
innerlich ſo unlöslich mit ihr verbunden , daß er in

tiefem Glaubensdrang das faſt zu Ende gebrachte
Studium der Mathematik und Naturwiſſenſchaften
mit dem der Theologie vertauſchte , um ein Prediger
des Evangeliums zu werden . Später als andere , aber

auch vielſeitiger gebildet als die meiſten , trat er des⸗

halb erſt als ein Dreißigjähriger ins Amt . Er war

als Vikar verwendet 1891 in Epfenbach , wo ihm der

ganze Pfarrdienſt oblag ; von 1892 an in Wein⸗

garten , zunächſt zur Vertretung des leidenden Pfar⸗
rers , und nach deſſen im folgenden Jahre eingetrete⸗
nen Tode als Pfarrverwalter . 1894 wurde er Paſto⸗
rationsgeiſtlicher in Triberg , im gleichen Jahre
Pfarrverwalter in Liedolsheim und von 1895 ab

Pfarrer daſelbſt . Im Jahre 1894 vermählte er ſich
mit der Pfarrerstochter Hildegard Bering ; der Ehe
wurden zwei Töchter geſchenkt .

1906 wurde er Pfarrer der oberen Pfarrei in

Bretten . Nachdem er ſchon während ſeiner Liedols⸗

heimer Pfarrzeit der Kirchenpolitik ſich zugewandt

hatte , trat er in der kirchlich - poſitiven Vereinigung
bald führend hervor . Zunächſt teilte er die Arbeit mit

den Pfarrern Gleiß und Mühlhäußer , trug aber dann ,

nachdem dieſe beiden Baden verlaſſen hatten , die

Arbeit im weſentlichen ſelbſt . In ſeiner Brettener

Zeit wurde er Führer der Kirchlich - poſitiven Ver⸗

einigung und Herausgeber der Kirchlich⸗poſitiven

Blätter , von denen 20 Jahrgänge auf ihrem Titel⸗
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blatt ihn als Herausgeber nennen . Während des

Krieges hatte er eine ungeheure Arbeitslaſt zu tragen ;

durch faſt zwei Jahre verſah er beide Pfarreien in

Bretten und ließ außerdem wöchentlich den „ Kriegs⸗

troſt “ erſcheinen . Als wohlverdiente Anerkennung

ſeiner Tätigkeit während des Krieges wurde ihm im

Jahre 1916 das Kriegshilfekreuz verliehen .

Im Jahre 1914 wurde er Mitglied der Landes⸗

ſynode , und war nach dem Kriege am Neubau der

Kirchenverfaſſung mitführend beteiligt . 1920 wurde

er zum Mitglied der Kirchenregierung gewählt . Am

11 . Oktober 1921 fanden ſeine Verdienſte um die

Landeskirche kirchlicherſeits die Anerkennung durch

ſeine Ernennung zum Kirchenrat , und am 6. Novem⸗

ber 1921 folgte ſeine akademiſche Ehrung durch Ver⸗

leihung der theologiſchen Doktorwürde ſeitens der

Univerſität Heidelberg .

Wohl ſchon ſeit 1920 war er als der eigentliche

Führer der Landeskirche anzuſehen . In den kriſen⸗

haften Stunden des Jahres 1924 , in denen die füh⸗

renden Männer der Landeskirche ausgewechſelt

wurden , erſchien er ganz ſelbſtverſtändlich als für die

Leitung der Kirche berufen . Er wurde von der

Landesſynode zum Kirchenpräſidenten gewählt , denn

er allein ſchien imſtande , den Kurs zu beſtimmen und

einzuhalten , der durch den Strudel ſicher hindurch⸗

führte . Er war der dritte Theologe an der Spitze der

Landeskirche . Aber er trug eine ungleich ſchwerere

Laſt als ſeine Vorgänger Dr . Ullmann und D. Hel⸗

bing , die den Landesherrn als Landesbiſchof über

und hinter ſich hatten , während D. Wurth dieſe

hiſtoriſch gewordene und in das Volksbewußtſein

eingewurzelte Autorität entbehren mußte . Er konnte

ſeine Autorität nicht von einem andern , Höhergeſtell⸗

ten , ableiten , ſondern mußte ſie , auf ſich ſelbſt geſtellt ,

ſich auch ſelber ſchaffen . Es iſt ihm gelungen , dieſes

Ziel zu erreichen , und um ſo gewichtiger iſt die voll⸗

brachte Leiſtung und das Werk unſeres Kirchenpräſi⸗

denten , dem , wie in einer Würdigung ſeiner Perſön⸗

lichkeit anläßlich ſeines 70 . Geburtstages mit Recht

ausgeführt wurde , Gott die hohe Gnade gab , Lob

und Tadel der Menſchen auf ſich beruhen zu laſſen ,

nicht aus Selbſtſicherheit , ſondern aus dem demütigen

Glauben eines Paulus : „ Mir iſt es ein Geringes ,

daß ich von euch gerichtet werde — aber darum bin

ich nicht gerichtet —, Gott iſt ' s, der mich richtet . ⸗
Es iſt faſt unmöglich , die Lebensarbeit und Be⸗

deutung eines Mannes erſchöpfend zu würdigen , der

bis zu dieſem Augenblick im Brennpunkt des kirch⸗

lichen Geſchehens ſteht . Dies zu tun , iſt auch hier

weder der Ort noch die Zeit . Ich muß mich darauf

beſchränken , gewiſſermaßen ſtichwortmäßig einige der

wichtigſten Werke hervorzuheben , die unter ſeiner

Leitung vollendet wurden . Unter dieſen nehmen den

erſten Platz ein der neue Katechismus und die

Agende , Aufgaben , die längſt fällig geweſen , aber vor

der Amtszeit des Herrn Kirchenpräſidenten nicht zur

Vollendung kommen konnten . Dazu kommt aus den

letzten Monaten der Staatsvertrag zwiſchen der Evan⸗
geliſchen Kirche und der Badiſchen Landesregierung ,
der die Selbſtverwaltung der Kirche im Staate ſichert
und das Intereſſe des Staates an der Tätigkeit der

Kirche gewährleiſtet . Neben dieſen in die Geſchichte

eingegangenen Werken verdient beſonders hervor⸗

gehoben zu werden ſeine Mitarbeit am Umbau der

Kirchenverfaſſung , ſein tapferes und zuverläſſiges ,

ununterbrochenes Feſthalten des Steuers in ſturm⸗

bewegter Zeit und die unendlich mannigfaltige All⸗

tagsarbeit , die er als Leiter der Landeskirche geleiſtet

hat und durch die er in enge Verbundenheit nicht nur

mit der Geiſtlichkeit und der kirchlichen Beamtenſchaft ,

ſondern auch mit dem evangeliſchen Kirchenvolk
Badens ſelbſt trat . Mit Recht wird geſagt , Herr
D. Wurth habe das hohe Amt des Kirchenpräſiden⸗
ten populär gemacht . Kein Weg war ihm zu weit ,
kein Ort zu klein , kein Anlaß zu gering , wenn es galt ,
die Gemeinden hier und dort im Lande aufzuſuchen
und zu grüßen . Darum wird aber auch ſein Scheiden
aus ſeinem hohen Amte nicht nur von ſeinen engeren
Mitarbeitern und von uns Synodalen als ſchmerz⸗
liche Lücke erfühlt , ſondern auch im ganzen Lande

mitempfunden . Mit dem Ausdruck allerherzlichſten
Dankes für ſeine Lebensarbeit und mit der Verſiche⸗

rung bleibender Verehrung ſehen wir ihn vom Amte

ſcheiden , herzlichſt hoffend und wünſchend , daß er

uns als Menſch und Freund nahebleiben und der

Kirche ſeinen wertvollen Rat und ſeine Unterſtützung
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auch weiterhin leihen möge , und daß Gottes Gnade
und Segen ihm einen ſonnigen Lebensabend ſchenke.

Ich danke Ihnen dafür , daß Sie zur Ehrung des
vom Amte geſchiedenen Herrn Kirchenpräſidenten
ſich von Ihren Sitzen erhoben haben.

Damit ſind wir am Ende unſerer Tagesordnung
angelangt . Der morgige Tag, wo wir lediglich noch die
Wahl des neuen Landesbiſchofs vorzunehmen haben,
wird keine weiteren Geſchäfte für uns bringen . Die
morgige Sitzung wird um 11 Uhr pünktlich beginnen .

Siebente Sitzung . 61

Nach Beendigung der morgigen Sitzung —ich ſage
das heute ſchon , um die Feierlichkeit nicht durch ge⸗
ſchäftliche Mitteilungen am Schluſſe zu ſtören — wird
die Synode ſich vertagen , da ein Anlaß zum
Schluß noch nicht gegeben iſt , im Gegenteil , wie wir
heute ſchon gehört haben , unter anderem noch das

Pfarrbeſetzungsgeſetz der Behandlung durch uns
harrt .

Hierauf wird die Sitzung mit Gebet , das Ab⸗
geordneter Paret ſpricht , geſchloſſen .

Achte öffentliche Sitzung .

Karlsruhe , Samstag , den 24 . Juni 1933 ,

vormittags 11 Uhr .

Präſident Dr . Umhauer eröffnet die Sitzung .
Abgeordneter Camerer ſpricht das Eingangs⸗

gebet .

Präſident Dr . Umhauer :

Hohe Synode ! Geſtern hat die Synode das

Geſetz über den vorläufigen Umbau der Kirchen⸗
verfaſſung einſtimmig angenommen . In dieſem Ge⸗

ſetze iſt vorgeſehen , daß die Leitung unſerer Badiſchen
Evang⸗prot . Landeskirche einemLandesbi ſchof
übertragen werden ſoll . Heute ſind wir zuſammen⸗
gekommen, um den erſten badiſchen Lan⸗

desbiſchof zu küren .

Wir ſind uns der großen Bedeutung unſerer
Wahl für die Zukunft unſerer Landeskirche , wir ſind
uns aber auch der Verantwortung bewußt , die wir
durch die Wahl auf uns nehmen . Ausgehend von dem

Gedanken , daß nicht ein in geheimer Wahl mit Mehr⸗
heit der Stimmzettel Gewählter , ſondern nur ein
Mann des allgemeinen Vertrauens Träger der

großen Aufgabe und der großen Vollmacht ſein kann ,
die das Geſetz dem Landesbiſchof gibt , hat der

Alteſtenrat beſchloſſen , die Wahl nicht geheim vor⸗

zunehmen , ſondern zu einer Kundgebung zu geſtalten ,
in der und durch die jeder einzelne Wahlberechtigte
die Verantwortung für ſeine Stimmabgabe nicht nur
vor Gott und ſeinem Gewiſſen , ſondern auch vor der
breiten Offentlichkeit übernimmt .

Für dieſe Wahl kommt nur eine Perſöllichkeit
in Frage . Es iſt die allgemeine Meinung , daß einzig
der bisherige Prälat unſerer Landeskirche , Herr
D. Kühlewein , als Kandidat in Betracht kom⸗
men könne , Herr Prälat D. Kühlewein , der in langer
Arbeit und insbeſondere in mehr als achtjähriger
Tätigkeit als erſter Geiſtlicher des Landes für die

Kirche Hervorragendes geleiſtet und ſich das allge⸗
meine Vertrauen in hohem Maße erworben hat . Die
beiden großen Fraktionen der Synode ſind darum

übereingekommen , Ihnen Herrn Prälat D. Kühle⸗
wein als einzigen Kandidaten für die Biſchofswahl
vorzuſchlagen .

Wahlberechtigt ſind die Mitglieder der Synode .

Ich bitte nun diejenigen Herren der Landes⸗

ſynode , die gewillt ſind , den von den beiden großen
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